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1 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),zuletzt geändert durch Art 4 des Gesetzes 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585). 

 
• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunut-

zungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung 
von Wohnbauland vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466). 

 
• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitplanung sowie über die Dar-

stellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 
18.12.1990 (BGBl. I S. 58). 

 

2 Rechtsgrundlage der Örtlichen Bauvorschriften 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 
5. März 2010  (GBl. S. 416). 

3 Anhang zum Bebauungsplan 

• Pflanzenliste 

4 Anlagen des Bebauungsplans und der Örtlichen Bauvor-
schriften 

• Begründung mit Umweltbericht einschließlich integriertem Grünordnungs-
plan, vom 15.03.2011  

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, vom 28.01.2010, BHM Planungsge-
sellschaft mbH, Bruchsal /Darmstadt 

• Baugrundgutachten vom 25.04.2009 der Fa. RBS wave GmbH, Ettlingen 
• Gemeinde Wimsheim, NBG Frischegrund Entwässerung - Genehmigungs-

planung, 30.09.2009, Kirn Ingenieure, Pforzheim 
• Untersuchung zum Bebauungsplan „Frischegrund“ (Verkehr, Lärm, Luft-

schadstoffe) vom Juli 2010, BS-Ingenieure, Ludwigsburg 
 
Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
bisher bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie 
frühere baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 
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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

A1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-11 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb – Nutzungsschablone sind festgesetzt: 

A1.1 WA – Allgemeines Wohngebiet 
(§ 4 BauNVO) 

Zulässig sind: (§ 4 Abs. 2 BauNVO) 
- Wohngebäude,  
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden,  
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke. 
 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe. 
 
Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans und damit nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

A2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb-Nutzungsschablone sind festgesetzt: 
 
− Obergrenze der Grundflächenzahl 
− Obergrenze der Geschoßflächenzahl 
− Höhe der baulichen Anlagen 

A2.1 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlage bemisst sich nach der maximal zulässigen Firsthö-
he (FH max), der maximal zulässigen Traufhöhe (TH max) und der maximal zuläs-
sigen talseitigen Wandhöhe (WHTal max) in Verbindung mit der Bezugshöhe (BZH) 
entsprechend den Planeinschrieben.  
 
Die Bezugshöhe (BZH) ergibt sich aus der in der Mitte der Gebäudefassade inter-
polierten Straßenhöhe der Erschließungsstraße. Die Straßenhöhen sind dem Pla-
neinschrieb zu entnehmen. Allgemein kann von der Bezugshöhe um +/- 30 cm ab-
gewichen werden. 
 
Die Firsthöhe bzw. der Hochpunkt geneigter Dächer wird zwischen der Bezugshö-
he (BZH) und dem First gemessen. 
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Die Traufhöhe wird zwischen der Bezugshöhe (BZH) und dem Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut (Oberkante) gemessen. 
 
Die maximal zulässige Wandhöhe talseitig wird zwischen dem talseitig geplanten 
Gelände entsprechend Bauvorlage und dem Schnittpunkt der Wand mit der Dach-
haut in der Mitte der jeweiligen Fassade gemessen.  

A3 Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone wird festgesetzt: 
 
a1: abweichende Bauweise: zulässig sind nur Einzelhäuser im Sinne der of-

fenen Bauweise, jedoch mit einer Längenbeschränkung von max. 13,0 m. 
 
a2: abweichende Bauweise: zulässig sind nur Einzel- und Doppelhäuser im 

Sinne der offenen Bauweise, Einzelhäuser jedoch mit einer Längenbe-
schränkung von max. 13,0 m; Doppelhäuser mit einer Längenbeschrän-
kung von 8,0 m (siehe auch Systemskizze). 

 
Systemskizze: 
 

 

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplans durch Baugrenzen festgesetzt. 
Balkone, Terrassen und sonstige untergeordnete Bauteile und Vorbauten gem. § 5 
(6) LBO, dürfen die Baugrenzen bis zu 1,50 m überschreiten. 

A5 Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die im zeichnerischen Teil eingetragenen Hauptgebäuderichtungen sind identisch 
mit den Hauptfirstrichtungen und einzuhalten. Bei Pultdächern ist der Hochpunkt 
des geneigten Daches auf der Nordseite des Gebäudes anzuordnen. Ist die First-
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richtung variabel festgesetzt (Nord-Süd Richtung oder West-Ost Richtung), sind 
Pultdächer nur zulässig, wenn eine Ost-West Firstrichtung gewählt wird und der 
First (Hochpunkt des geneigten Daches) im Norden angeordnet wird. 

A6 Offene Stellplätze, überdachte Stellplätze (Carports) und 
Garagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche bzw. innerhalb den entsprechend festgesetzten Flächen zuläs-
sig. Bei den von der Straße aus gesehenen bergseitigen Grundstücken ist mit ih-
nen ein Abstand von mindestens 3,00 m zur straßenseitigen Grundstücksgrenze 
einzuhalten.  
 
Offene Stellplätze können auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zu gelassen werden.  
 
In den Pflanzzwang-Flächen sind Stellplätze, Garagen und Carports grundsätzlich 
unzulässig. 

A7 Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 19 BauGB i.V.m. §§ 14 und 23 Abs. 5 BauNVO) 

Soweit es sich um Gebäude handelt, werden im Plangebiet untergeordnete Ne-
benanlagen und Einrichtungen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO pro Grundstück 
zahlenmäßig auf 1 und größenmäßig auf 25 cbm begrenzt. Ausgenommen hiervon 
sind Mülleinhausungen und überdachte Fahrradabstellplätze. 
 
In den Pflanzzwang-Flächen sind Nebenanlagen grundsätzlich unzulässig. 

A8 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäu-
den 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Entsprechend Planeinschrieb – Nutzungsschablone ist die Zahl der Wohneinheiten 
des Bebauungsplangebietes auf max. 2 Wohneinheiten (WE) je Wohngebäude bei 
Doppelhäusern und max. 3 Wohneinheiten (WE) je Wohngebäude bei Einzelhäu-
sern festgesetzt. 
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A9 Flächen für die Abwasserbeseitigung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

 
Die im Planteil eingetragene Fläche für Abwasserbeseitigung darf nicht überbaut 
werden. Zulässig sind innerhalb der Flächen offene Stellplätze sowie gärtnerisch 
gestaltete Flächen mit Rasen, Stauden und Bodendeckern. Einfriedigungen sind 
nicht zulässig. 
 
Die öffentlichen Kontrollschächte müssen zugänglich und ihre Zufahrt für die Ka-
nalreinigungsfahrzeuge und ähnliche ständig gewährleistet sein. 

A10 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

A10.1 Zentrale Rückhaltung des Niederschlagswassers 

 
Die Entwässerung hat im Trennsystem zu erfolgen. 
 
Niederschlagswasser von Dachflächen, Verkehrsflächen und allen sonstigen Flä-
chen ist über die Regenwasserkanalisation den öffentlichen Regenrückhaltebe-
cken im Geltungsbereich des Bebauungsplans zuzuleiten. 
(siehe auch: Örtliche Bauvorschriften, Ziff. B6) 

A10.2 Oberflächenbelag Erschließungswege/Stellplätze 

Der Oberflächenbelag privater Erschließungswege und offener sowie überdachter 
Stellplätze (Carports) ist mit wasserdurchlässigen Belägen wie Pflaster, Rasen-
pflaster, Rasengittersteinen oder Schotterrasen o.ä. herzustellen.  

A10.3 Außenbeleuchtung 

Für die gesamte Außenbeleuchtung des Plangebiets sind zur Schonung der 
nachtaktiven Tierarten ausschließlich Lampen und Lampenschirme, die kein Streu-
licht erzeugen, zugelassen. 

A10.4 Anlage eines naturnahen Wassergrabens 

In dem gekennzeichneten Bereich ist ein offener, naturnaher Wassergraben her-
zustellen. Der Oberboden des bestehenden Grabens nördlich der Seehausstraße 
ist möglichst ungestört auf diese Fläche zu übertragen. Die extensive Pflege hat 
durch ein- bis zweischürige Mahd zu erfolgen, jedoch nicht im Zeitraum vom 15. 
Juni bis zum 15. September. 
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A11 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen und 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen sowie von Gewässern 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

A11.1 Pflanzbindung  

 
Pflanzbindung – Einzelbäume  

Die mit Pflanzbindung belegten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen. Insbesondere während der Bauphase sind die Bäume durch geeignete 
Maßnahmen (DIN 18920) vor mechanischen Beeinträchtigungen zu schützen. Der 
Wurzelraum der Bäume ist vor Befahrung zu sichern. Abgängige Bäume sind 
gleichwertig zu ersetzen  

A11.2 Pflanzzwang 

Die als Pflanzzwänge festgesetzten Maßnahmen sind fachgerecht herzustellen 
und dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei Ausfall zu ersetzen. Zur Verwen-
dung kommende Pflanzen und Materialien müssen den entsprechenden Qualitäts-
normen (DIN Norm) entsprechen und fachgerecht eingebaut werden.  
 

Pflanzzwang 1 – Einzelbäume 1 (Planstraßen)  

Auf den festgesetzten Standorten sind Bäume gemäß der Pflanzliste (im Anhang) 
anzupflanzen, dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 
Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens  16 cm zu betra-
gen (gemessen in 1,0 m Höhe).  
 

Pflanzzwang 2 – Einzelbäume 2 

Auf den festgesetzten Standorten sind Bäume gemäß der Pflanzliste (im Anhang) 
anzupflanzen, dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 
Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens 16 cm zu betra-
gen (gemessen in 1,0 m Höhe).  
 
Die eingetragenen Pflanzstandorte können um bis zu 4 m parallel zur Straße ver-
schoben werden.  
 

Pflanzzwang – Randeingrünung Bereich 1 und 2  

Die mit B1 gekennzeichneten Flächen sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. 
Sie sind vollflächig mit Sträuchern entsprechend der Pflanzenliste zu bepflanzen (1 
Strauch / 1,5 m², Arten gemäß Pflanzenliste) und als freiwachsende Hecken ex-
tensiv zu pflegen. 
In den Bereichen B1 und/oder B2 sind pro Grundstück insgesamt 3 standortge-
rechte Laub- oder Obstbäume gemäß Pflanzenliste zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens 14 cm 
zu betragen (gemessen in 1,0 m Höhe). Zu erhaltende Bäume (Pflanzbindung, Ziff. 
A11.1) werden angerechnet. 
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Pflanzzwang – Begrünung der privaten Grundstücksfläche 

Mindestens 40 % der privaten Grundstücksflächen sind als Grünfläche gärtnerisch 
anzulegen und zu unterhalten.  
 
Pro angefangener 200 qm nicht überbauter Grundstücksfläche ist ein standortge-
rechter Laub- oder Obstbaum gemäß Pflanzliste im Anhang zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten, pro Grundstück jedoch jeweils mindestens ein Baum. Pflanz-
zwänge Einzelbäume und Randeingrünung sowie bestehende Bäume werden an-
gerechnet.  
 
Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens 14 cm zu betra-
gen (gemessen in 1,0 m Höhe). 
 

Pflanzzwang – Extensive Dachbegrünung 

Flachdächer und bis zu 5° geneigte Dachflächen, die keine Aufenthaltsfunktion er-
füllen, sind auf einer kulturfähigen Substratschicht von mindestens 8 cm dauerhaft 
zu begrünen. 

A12 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die im Planteil eingetragenen Flächen für Leitungsrechte mit der Kennzeichnung A 
gelten zugunsten der Ver- und Entsorgungsunternehmen zur Erschließung des 
Gebietes. 

A13 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stütz-
mauern zur Herstellung des Straßenkörpers 
(§9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Angrenzend an die öffentliche Verkehrsfläche sind auf den privaten Grundstücken 
die zur Herstellung des Straßenkörpers und zur Herstellung der Versorgungsein-
richtungen erforderlichen Böschungen, Abgrabungen, Stützmauern und Straßen-
unterbauten gemäß Darstellung in der Planurkunde, grundsätzlich jedoch mindes-
tens  bis zu einer Grundstückstiefe von 15 cm zu dulden.  

A14 Versorgungsleitungen, Verteileranlagen 
(§ 126 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

Die Gemeinde ist gem. § 126 Abs. 1 BauGB berechtigt, auf den Anliegergrundstü-
cken Straßenbeleuchtungsmasten und gem. § 14 BauNVO ausnahmsweise Ver-
teilerkästen und Fernmeldeanlagen zu erstellen bzw. erstellen zu lassen. 
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A15 Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Aus-
gleich von Eingriffen in Natur und Landschaft 
(§9 Abs. 1a Satz 2 BauGB i.V.m. § 135a Abs. 2 Satz 1 BauGB) 

Maßnahmen auf den Eingriffsgrundstücken 

Zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB von Eingriffen in Natur und Land-
schaft werden nachfolgende Maßnahmen auf den Eingriffsgrundstücken im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes festgesetzt: 
 

Art der Maßnahme Maßnahme Zuordnung zu Grundstück 

Eingriffs-Minderung Pflanzzwang 2 – Einzel-
bäume 2 (A11.2) auf pri-
vaten Grundstücksflächen 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

Eingriffs-Minderung Pflanzzwang – Randein-
grünung Bereich 1 und 2  
(A11.2) 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

Eingriffs-Minderung Pflanzzwang – Begrünung 
der privaten Grundstücks-
fläche (A11.2) 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

Eingriffs-Minderung/ 
Ausgleich/Ersatz 

Pflanzzwang – Extensive 
Dachbegrünung (A11.2) 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

Eingriffs-Minderung Oberflächenbelag Er-
schließungswe-
ge/Stellplätze (A10.2) 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

Eingriffs-Minderung Anlagen zum Sammeln, 
Verwenden oder Versi-
ckern von Niederschlags-
wasser (B6) 

jeweils auf dem Eingriffsgrundstück 

 

A15.1 Flächen und Maßnahmen im sonstigen Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes als auch außerhalb des Plangebietes 

Den Eingriffen in Natur und Landschaft auf Grundstücken im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes sind nachfolgend aufgeführte Flächen und Maßnahmen zum 
Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB an anderer Stelle im sonstigen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes als auch außerhalb des Plangebietes gemäß 
§ 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet: 
 

Art der Maßnahme Maßnahme Zuordnung zu Grundstück 

Vermeidung Pflanzbindung – Einzel-
bäume (A11.1) 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Eingriffs-Minderung Zentrale Rückhaltung des 
Niederschlagswassers, 
Trennsystem (A10.1) 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Vermeidung / Ein-
griffs-Minderung 

Außenbeleuchtung (A10.3) sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planintern 

Anlage eines naturnahen 
Wassergrabens (A10.4) 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Eingriffs-Minderung Pflanzzwang 1 – Einzel- sämtliche Baugrundstücke im Plan-



Gemeinde Wimsheim TEXTTEIL 
Bebauungsplan „Frischegrund“ 

PROF.  DR.  ING.  GERD BALDAUF     FREIER  ARCHITEKT  BDA  UND  STADTPLANER  Seite 10 

bäume 1 (Planstraßen) im 
öffentlichen Raum (A11.2)  

Planbereich 

Ausgleich/Ersatz 
planintern 

Pflanzzwang 2 – Einzel-
bäume 2 (A11.2) im öffent-
lichen Raum 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planintern 

Pflanzzwang – Randein-
grünung Bereich 1 und 2  
(A11.2) 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planextern 

M1: Flurstück Nr.: 4818  
Naturnaher Wassergraben, 
extensive Pflege 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planextern 

M2: Flurstück Nr.: 4928 
Streuobstwiese, extensiv 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planextern 

M3: Flurstück Nr.: 4962 
Streuobstwiese, extensiv 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

Ausgleich/Ersatz 
planextern 

M4: Flurstück Nr.: 4980 
teilw., 5186, 5187, 5188 
teilw., 5189 teilw., 5190  
Aufwertung Bachlauf, Ge-
wässerrandstreifen und 
Wiese extensiv. 

sämtliche Baugrundstücke im Plan-
bereich 

A16 Bedingte Festsetzung / Festsetzung bis zum Eintritt be-
stimmter Umstände  
(§ 9 Abs. 2 Nr.1 u. 2 BauGB) 

Die im Planteil mit der Signatur (Verkehrsfläche / Allg. Wohngebiet) gekennzeich-
neten Flächen werden bis zur Realisierung des 2. Bauabschnittes als Verkehrsflä-
che, jedoch nur für Ver- und Entsorgungsfahrzeuge festgesetzt. Bei Realisierung 
des 2. Bauabschnitts wird für diese Flächen Allgemeines Wohngebiet gemäß Ziff. 
A1.1 festgesetzt.  
 
Die im Planteil mit der Signatur (Verkehrsfläche / Versorgungsanlagen) gekenn-
zeichneten Flächen werden bis zur Realisierung des 2. Bauabschnittes als Ver-
kehrsfläche, jedoch nur für Ver- und Entsorgungsfahrzeuge festgesetzt. Bei Reali-
sierung des 2. Bauabschnitts wird für diese Fläche als Fläche für die Abwasserbe-
seitigung gem. §9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt.  
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 74 Abs. 7 LBO) 

B1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B1.1 Dachgestaltung 

Dachform/-neigung  

Zulässig sind Dachformen und Dachneigungen entsprechend Planeinschrieb: 
 
SD – Satteldach 
PD - Pultdach 

 
Satteldächer (SD) sind auch als Krüppelwalmdach (angewalmtes Satteldach) zu-
lässig, sofern die Trauflänge des Krüppelwalms  20% der Länge der zugehörigen 
Giebelfassade nicht überschreitet. 
 
Der Hochpunkt des geneigten Daches ist bei Pultdächern (PD) unter Einbehaltung 
der festgesetzten Hauptfirstrichtung auf der Nordseite des Gebäudes anzuordnen. 
Ist die Firstrichtung variabel festgesetzt (Nord-Süd Richtung oder West-Ost Rich-
tung), sind Pultdächer (PD) nur zulässig, wenn eine Ost-West Firstrichtung ge-
wählt wird und der First (Hochpunkt des geneigten Daches) im Norden angeordnet 
wird. 
 
Ausnahmen bezüglich der Dachneigung und –form können zugelassen werden: 

 
− für untergeordnete Dächer, untergeordnete Bauteile, für Dächer von Dach-

gauben, Vordächer und Dächer von Vorbauten etc.  
− für Nebenanlagen in Form von Gebäuden, Garagen und Stellplätzen mit 

Schutzdächern (Carports). 
 
Sonderdachformen können zudem aus energietechnischen Gründen ausnahms-
weise zugelassen werden. 

 
Dachdeckung 

Zulässig sind rote, rotbraune und anthrazitfarbene Dachdeckungselemente sowie 
begrünte Dächer. Reflektierende Materialien und glasierte Ziegel sind für die 
Dachdeckung nicht zulässig. 
 
Solarkollektoren und Photovoltaikmodule sind zulässig, sofern diese sich bei ge-
neigten Dächern in ihrer Neigung der jeweiligen Dachfläche auf der sie angebracht 
sind anpassen und zu keiner Überhöhung des Dachfirstes führen.  

 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zulässig, jedoch beides nebeneinander 
auf einer Dachseite ausgeschlossen. Verschiedene Dachgaubenformen auf einer 
Gebäudeseite sind ebenfalls nicht zulässig. 
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Dachaufbauten und Dacheinschnitte müssen von Traufe, Giebel (gemessen am 
Schnitt Außenkante Außenwand mit Oberkante Dachhaut) und vom First jeweils 
mindestens 1,00 m Abstand einhalten. Sie dürfen insgesamt maximal 1/3 der je-
weils zuzurechnenden, traufseitigen Gebäudeaußenwandlänge in Anspruch neh-
men.  
 
Die Dachneigung der Dachaufbauten muss mindestens 10° betragen. Die Dach-
gaube darf nicht den First des Hauptdaches überragen.  
 
Soweit technisch möglich, soll für Dachgauben dasselbe Eindeckungsmaterial wie 
beim Hauptdach verwendet werden.  

B1.2 Fassadengestaltung / Materialien 

Die Gebäudeaußenflächen sind in Holz, Putz, Ziegel, Naturstein, Sichtbeton und 
Glas auszuführen. Metallverkleidungen sind nur für untergeordnete Bauteile zuläs-
sig. Das Anbringen von solartechnischen Anlagen ist ebenfalls zulässig.  
 

B2 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der un-
bebauten Flächen und Gestaltung und Höhe von Ein-
friedigungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B2.1 Einfriedigungen 

Einfriedigungen entlang von öffentlichen Verkehrsflächen sind als lebende Einfrie-
digung oder offene, eingepflanzte Zäune, Holzzaun oder Metallzaun, bis max. 
1,00 m Höhe auszuführen.  

B2.2 Stützmauern 

Stützmauern sind zulässig. Ist die Stützmauer höher als 1,00m,  ist diese in der 
Höhe zu teilen und die obere Hälfte um mindestens 0,50 m zurück zu setzen, die 
dadurch entstehende Stufe ist zu begrünen.  
Stützmauern sind aus Naturstein oder Sandstein zu erstellen, entweder in Gabio-
nen oder als Blocksteinsatz.  

B3 Niederspannungsfreileitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Im gesamten Bebauungsplangebiet ist die Anlage von Niederspannungsfreileitun-
gen unzulässig.  
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B4 Stellplatzverpflichtung  
(§ 74 Abs.2 Nr. 2 LBO) 

Abweichend von § 37 Abs. 1 LBO gilt folgende Stellplatzverpflichtung: 
 
Bei der Errichtung der Gebäude sind bei Doppelhäusern je Wohnung 1,5 Stellplät-
ze, bei Einzelhäusern je Wohnung 2 Stellplätze herzustellen. Sofern sich bei der 
Berechnung der Stellplätze für das Gesamtgebäude Bruchzahlen ergeben ist auf 
die nächste volle Zahl aufzurunden.  

B5 Aufschüttungen und Abgrabungen  
(§ 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO) 

Aufschüttungen und Abgrabungen von mehr als 1,5 m des natürlichen Gelände-
verlaufs sind nicht zulässig. Dabei ist darauf zu achten, dass der natürliche Gelän-
deverlauf nicht wesentlich geändert wird. Die Geländeverhältnisse der Nachbar-
grundstücke sind zu berücksichtigen. 
Ausnahmsweise können nach Prüfung der Bauvorlage auch Aufschüttungen und 
Abgrabungen von mehr als 1,5 m zugelassen werden. 

B6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von 
Niederschlagswasser  
(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Die Regenwasserrückhaltung ist durch eine 2-Kammer-Zisterne mit gedrosseltem 
Ablauf von 10 l/s pro ha befestigter Fläche vorzusehen. Das zur Regenwasser-
rückhaltung bereitstehende Volumen der 2-Kammer-Zisterne muss mindestens 2 
m³ je 100 m² versiegelter/ befestigter  Fläche betragen. 
(siehe auch: Planungsrechtliche Festsetzungen, Ziff. A 10.1) 
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C HINWEISE 

C1 Bodendenkmale 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte archäologische Funde ent-
deckt werden. Diese sind unverzüglich den Denkmalschutzbehörden Baden Würt-
temberg anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 
die Denkmalschutzbehörden mit einer Verkürzung der Frist einverstanden sind 
(§ 20 DSchG). 

C2 Bodenschutz 
(§ 1a Abs. 1 BauGB und § 10 Nr. 3 LBO) 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetz-
tes (BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV, DIN 
19731, DIN 18915) wird hingewiesen. 
Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderun-
gen der Erdoberfläche ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem 
Boden zu achten und jegliche Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu be-
schränken.  
Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung auf 
den Baugrundstücken selbst wieder einzubauen. Überschüssiger Bodenaushub ist 
zu vermeiden.  
(§ 1a Abs. 1 BauGB und § 10 Nr. 3 LBO) 

C3 Geotechnik 

Im Plangebiet stehen unter Hangschutt bzw. Talauefüllung unterschiedlicher 
Mächtigkeit die Schichten des Mittleren Muschelkalks an, die aus einer Wechsel-
lagerung von überwiegend dünnbankigem Mergel, und Dolomitstein bestehen.  
 
Auf hinsichtlich des Setzungsverhaltens einheitliche Gründungsbedingen ist zu 
achten. Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planung (z.B. zum ge-
nauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts u. dgl.) wird ingenieurgeologische Beratung durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen.  

C4 Grundwasser und Bodenschutz 

Der Planbereich liegt in der weiteren Schutzzone (Zone IIIB) des Wasserschutz-
gebietes „Quelle und Tiefbrunnen Lerchenhof“, ZV WW Friolzheim – Wimsheim 
(LUBW-Nr. 123).  Auf wasserdurchlässig befestigten Flächen sowie auf an die Re-
genwasserkanalisation angeschlossenen Flächen ist der Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (z.B. Wagenwaschen) verboten. 
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C5 Geländeschnitte, Freiflächenplan 

Den Bauvorlagen sind als Bestandteil des Lageplanes mindestens zwei Gelände-
schnitte beizufügen, aus denen das vorhandene und das geplante Gelände sowie 
die Straßen- und Kanalhöhe hervorgehen (§ 4 LBOVVO). Der Bauvorlage ist e-
benfalls ein Freiflächengestaltungsplan mit Bepflanzung beizufügen.  

C6 Nutzung der Solarenergie 

Solaranlagen sind im Plangebiet allgemein zu empfehlen. 

C7 Merkblatt Bagger und Krane 

Im Bereich der 20 kV-Freileitungen ist darauf zu achten, dass mit Baugeräten oder 
anderen Gegenständen stets ein Abstand von mindestens 5,0 m zu den Leitersei-
len eingehalten wird. Es sind deshalb alle Beteiligten von dieser Notwendigkeit an-
hand des Merkblatts „Bagger und Krane – elektrische Freileitungen“ der Berufsge-
nossenschaft zu unterrichten. 

C8 Merkblatt Baumstandorte 

Baum- und Pflanzmaßnahmen auf Privatgrundstücken müssen so ausgeführt wer-
den, dass eine Beschädigung der Versorgungsleitungen der EnBW, vor allem im 
Wurzelbereich, ausgeschlossen werden können. Hierzu wird auf das Merkblatt ü-
ber „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen verwiesen. Grundsätzlich 
bedarf es der Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen. Die Kosten der 
Schutzmaßnahme sind vom Verursacher zu tragen.  

C9 2-Kammer-Retentionszisternen (verbindlich) 

Die befestigten (versiegelten) Flächen innerhalb der Privatgrundstücke sind, so-
fern das Oberflächenwasser beispielsweise nicht versickert werden kann, an eine 
2-Kammer-Retentionszisterne anzuschließen. Eine Kammer dient hierbei aus-
schließlich der Rückhaltung des Oberflächenwassers, das über ein Drosselorgan 
gedrosselt in den kommunalen Regenwasserkanal eingeleitet wird, das zweite 
Volumen steht dem Eigentümer zur Nutzung auf seinem Grundstück, bspw. für 
die Bewässerung, zur Verfügung. 
Als Drosselabfluss der 2-Kammer-Retentionszisternen sind 10 Liter pro Sekunde 
und Hektar befestigter Fläche von den Grundstückseigentümern zu gewährleis-
ten. Dies entspricht einem Drosselabfluss von 0,1 l/s bei einer befestigten Fläche 
von 100 m². Das zur Regenwasserrückhaltung bereitstehende Volumen der 2-
Kammer-Zisterne muss mind. 2 m³ pro 100 m² befestigter Fläche betragen. 
(vgl. Ziff. B6 der örtlichen Bauvorschriften). 
Bei der Nutzung des Niederschlagswassers (aus den Retentionszisternen), im 
häuslichen Bereich, sind die Anforderungen der Trinkwasserverordnung §13 (3) 
und §17 (2) strikt einzuhalten. 
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C10 Öffentlicher Spielplatz 

Im Geltungsbereich des BP liegen naturbedingte (geogene) Arsenverunreinigun-
gen von ca. 35 mg/kg TM im Boden vor. Der diesbezügliche Prüfwert für Kinder-
spielflächen ist damit überschritten. Zur Einhaltung der Prüfwerte für Kinderspiel-
flächen nach der Bundesbodenschutzverordnung  von 25 mg/kg TM ist der natür-
lich gewachsene Boden nach Fertigstellung des Kinderspielplatzes mit unbelaste-
ten Boden (Hintergrundwerte nach der „VwV Boden“) in einer Mächtigkeit von ca. 
35 cm anzudecken 
 
 
 
 

D VERFAHRENSVERMERKE  
 
Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat 23.09.2008 
§ 2 Abs. 1 BauGB 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 31.07.2009 
§ 2 Abs. 1 BauGB 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit  10.08.2009 – 21.08.2009 
(Planeinsichtnahme)  
§ 3 Abs. 1 BauGB 

Frühzeitige Unterrichtung der Behörden 29.10.2008 – 21.11.2008 
und sonstige Träger öffentlicher Belange   
§ 4 Abs. 1 BauGB 

Auslegungsbeschluss des Planentwurfes durch den Gemeinderat 09.03.2010 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 12.03.2010 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs  22.03.2010 bis 22.04.2010 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

Einholung von Stellungnahmen von Behörden 22.03.2010 bis 22.04.2010 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Planentwurf und  
Benachrichtigung von der öffentlichen Auslegung  
§ 4 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB 

Beschluss der erneuten öffentlichen Auslegung 
des Planentwurfes durch den Gemeinderat 01.02.2011 
§ 4a Abs. 3  BauGB 

Ortsübliche Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung 04.02.2011 
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3  BauGB 

Erneute Öffentliche Auslegung des Planentwurfs  14.02.2011 bis 28.02.2011 
§ 4a Abs. 3  BauGB 

Erneute Einholung von Stellungnahmen von Behörden 14.02.2011 bis 28.02.2011 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zum 
Planentwurf und Benachrichtigung von der erneuten 
Öffentlichen Auslegung  
§ 4 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 und 3 BauGB 
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Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes 15.03.2011 
§ 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. §4 GemO/BW 

Satzungsbeschluss der Örtlichen Bauvorschriften 15.03.2011 
§ 74 Abs. 1 und 7 LBO mit §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §4 GemO/BW 

 
  

Inkrafttreten des Bebauungsplanes  18.03.2011 
durch ortsübliche Bekanntmachung  
§ 10 Abs. 3 BauGB 

Inkrafttreten der Örtlichen Bauvorschriften 18.03.2011 
durch ortsübliche Bekanntmachung 
§ 10 Abs. 3 BauGB 

 
 
 
Hiermit wird bestätigt, dass dieser Textteil (Planungsrechtliche Festsetzungen 
und örtliche Bauvorschriften) dem Satzungsbeschluss des Gemeinderats ent-
spricht (Ausfertigung). 
 
Wimsheim, den 15.03.2011 
 
 
 
  

   ………………………………………… 
Mario Weisbrich 

 
Bürgermeister 
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ANHANG 

         Pflanzliste 

Zur Anwendung sollen überwiegend die nachfolgend aufgeführten heimischen o-
der standortgerechten Gehölzarten kommen. Auf die Anpflanzung von Koniferen 
sollte verzichtet werden. 
 
Quellen:  
Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg, LfU, Karlsruhe 2002 
Straßenbaumliste der Gartenamtsleiter Stand 2001 
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Bäume Acer platanoides Spitz-Ahorn 20-30 x  x 
1.Ordnung Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 20-30 x x x 
 Betula pendula Birke 20-30 x x  
 Fagus sylvatica Rot-Buche 20-30 x x  
 Fraxinus excelsior Esche 20-30 x x  
 Platanus acerifolia Platane >20   x 
 Populus tremula Zitter-Pappel 10-25 x   
 Quercus petraea Trauben-Eiche 20-30 x x x 
 Quercus robur Stiel-Eiche 20-30 x x x 
 Tilia cordata Winter-Linde 20-25 x x  
 Tilia platyphyllos Sommer-Linde 20-30 x x  
 Tilia tomentosa ‚Brabant’ Silber-Linde 20-25   x 
 Ulmus glabra Berg-Ulme 20-30 x   
       
Bäume Acer campestre Feld-Ahorn 10-15 x x  
2.Ordnung Acer campestre ‘Elsreijk’ Feld-Ahorn 8-10   x 
 Carpinus betulus Hainbuche 15-20 x x  
 Acer platanoides ‘Cleveland’ Spitz-Ahorn 10-20   x 
 Acer platanoides ‘Columnare’ Spitz-Ahorn 10-20   x 
 Acer platanoides ‘Olmstedt’ Spitz-Ahorn 10-20   x 
 Carpinus betulus ‘Fastigiata’ Säulen-Hainbuche 15-20   x 
 Corylus colurna Baum-Hasel 10-20   x 
 Fraxinus excelsior ‘Diversifolia’ Esche -20   x 
 Fraxinus excelsior ‘Atlas’ Esche -20   x 
 Fraxinus excelsior ‘Globosa’ Esche -10   x 
 Fraxinus excelsior 

‘Westh.Glorie’ 
Esche 

-20  
 

x 

 Prunus avium Vogel-Kirsche 10-20 x x  
 Pyrus calleriana ‚Chanticleer’ Chin. Wildbirne -20   x 
 Sorbus aria Mehlbeere  x x  
 Sorbus torminalis Elsbeere  x x  
 Tilia cordata ‘Greenspire’ Stadt-Linde 15-20   x 
 Tilia cordata ‘Rancho’ Kleinbl. Winter-Linde -20   x 
 Obstbaumhochstämme in Arten und Sorten sowie Wild-

obstsorten* 
  x 
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Sträucher Cornus sanguinea Roter Hartriegel 2-5 x   
 Corylus avellana Haselnuß 2-8 x   
 Crataegus laevigata Zweigriffl. Weißdorn 2-5 x   
 Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 2-5 x   

(G) Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 2-6 x   
(G) Ligustrum vulgare Liguster 1-5 x   

 Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 2-4 x   
 Prunus spinosa Schlehe 2-3 x   
 Rhamnus catharticus Kreuzdorn 2-4 x   
 Rosa canina Hunds-Rose 1-3 x   
 Rosa rubiginosa Wein-Rose 1-3 x   
 Salix caprea Sal-Weide 3-6 x   
 Salix purpurea Purpur-Weide 2-4 x   
 Sambucus nigra Schwarzer Holunder 2-7 x   
 Sambucus racemosa Trauben-Holunder 2-5 x   

(SG) Viburnum lantana Wolliger Schneeball 3-5 x   
 
 
* 
Für die Verwendung von Obstgehölzen werden folgende robuste Sorten empfoh-
len: 
 
Apfel:  Alkmene, Biesterfelder, Renette, Bittenfelder, Boskoop, Brettacher, 

Berlepsch, Bohnapfel, Champagnerrenette, Gewürzluiken, Glocken-
apfel, Jakob Fischer, Kaiser Willhelm, Öhringer Blutstreifling, Reanda, 
Rewena, Rheinischer Krummstiel, Sonnenwirtsapfel, Topaz, Winter-
rambour, Zabergäurenette 

Birne:  Bayerische Weinbirne, Champagner Bratbirne, Kirchensaller Mostbir-
ne, Palmischbirne, Schweizer Wasserbirne, Stuttgarter Geißhirtle 

Süßkirsche: Hedelfinger Riesenkirsche, Sam, Büttners rote Knorpelkirsche, Kor-
dia, Regina 

Zwetschge: Katinka, Bühler Frühzwetschge, Hanita 
Walnuss: Nr. 139, Nr. 26, Weinsberg 1. 

 
 
 

Die Pflanzliste (Sträucher) enthält einige zwei giftige (G) Arten und eine schwach 
giftige (SG) Art (vgl. Kennzeichnung in Spalte 1). Es wird empfohlen, auf deren 
Anpflanzung im Bereich von Kinderspielflächen zu verzichten, um Vergiftungsun-
fälle zu vermeiden. 
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ZUSAMMENFASSENDE  ERKLÄRUNG 
gem. §10 Abs. 4 BauGB 
 
 
Ziele der Planung 

 
Die Gemeinde Wimsheim verfügt über keine weiteren nennenswerten Neubauflächen mehr, 
während gleichzeitig der Nutzungsdruck im Bereich Wohnen in den letzten Jahren erheblich 
zugenommen hat. Der Nutzungsdruck entsteht durch ortsansässige Bewohner, deren Kinder 
bzw. junge Familien in Wimsheim weiter gerne wohnhaft bleiben möchten und Wohnungssu-
chenden aus den Bereichen Leonberg und Stuttgart. Viele auswärts wohnende Mitarbeiter des 
größten Arbeitgebers am Ort (derzeit 260 Beschäftigte) wollen sich in Wimsheim niederlassen. 
 
Die Gemeinde hat über Jahre hinweg hauptsächlich Innenentwicklung betrieben. Mit Ausnahme 
der Altbestandsflächen nach § 34 BauGB sind alle siedlungsrelevanten Bereiche überplant und 
fast vollständig bebaut.  
 
Die hohe Standortgunst der Gemeinde Wimsheim und die attraktive Wohnlage bedingen nun 
eine Erweiterung der Ortslage in Richtung Westen, die gleichzeitig die Möglichkeit für eine zu-
künftige harmonische Abrundung des Ortsrandes schafft. 
 
Die Gemeinde Wimsheim hat daher am 23.09.2008 beschlossen, den Bebauungsplan "Fri-
schegrund" aufzustellen. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 8,03 ha (einschließlich Be-
standswege).  
 
 
Wesentliche Inhalte der Planaufstellung waren: 
1. Entwicklung von Wohnbaufläche gem. Flächennutzungsplan 2010 des Gemeindeverwal-

tungsverbandes Heckengäu, genehmigt am 27.03.2000. 
2. Schaffung von ca. 5.90ha Wohnbaufläche (Nettobauland) am westl. Ortsrand von Wims-

heim in Südhanglage. 
3. Äußere Erschließung über den Tannweg und die Seehausstraße 
4. Innere Erschließung mittels hangparalleler Anliegerstraßen, verkehrsberuhigt und einem 

Netz aus Fuß- und Radwegen. 
5. Schaffung planungsrechtlicher und Infrastruktureller Voraussetzungen zur Erschließung in 

zwei aufeinander folgenden Bauabschnitten. 
6. Gebäudeanordnung, Kubatur, Dachneigung zur Ermöglichung einer energieeffizienten Bau-

weise. 
7. Schaffung von insgesamt ca. 126 Bauplätzen, zur Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern 

und einer Gesamtanzahl von maximal 378 Wohneinheiten. 
8. Entwässerung im Trennsystem mit gesonderter Kanalisation für Regen- und Schmutzwas-

ser, zweier öffentlicher Regenrückhaltebecken und verbindlicher privater 2-Kammer-
Retentionszisternen. 

 
Es wurde ein ordentliches Aufstellungsverfahren gem. §2 (1) BauGB durchgeführt.  
 
Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange und der Ergebnisse der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung 
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Der gewählte Verfahrensweg hatte die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 
(4) BauGB einschließlich einer Eingriff-/Ausgleichbetrachtung zur Folge. Ein Umweltbericht 
gem. §2a BauGB wurde erstellt. 
Dieser kam zu dem Ergebnis, das durch die Aufstellung des Bebauungsplans nachteilige Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter „Pflanzen und Tiere“, „Boden“ und „Wasser“ zu erwarten sind. 
Die Beeinträchtigung sonstiger Schutzgüter  wurde entweder verneint oder als nicht erheblich 
eingestuft. 
 
Zur vollständigen Kompensation der nachteiligen Umweltauswirkungen wurden sowohl planin-
terne als auch planexterne Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen und dem Bebau-
ungsplan per Festsetzung zugeordnet. 
 
Planinterne Maßnahmen:  
Diverse Pflanzzwänge, Pflanzbindungen,  Regelungen für Oberflächenbeläge, Zentrale Rück-
haltung des Niederschlagswassers, dezentrales Sammeln, Verwenden und Versickern von Nie-
derschlagswasser auf den Privatgrundstücken, Regelungen zur Außenbeleuchtung, Anlage ei-
nes naturnahen Wassergrabens, Einzelbäume im öffentlichen Raum. 
 
Planexterne Maßnahmen: 
Maßnahmen der Gewässerentwicklung in Bach- und Grabenbereichen sowie die Anlage natur-
naher Streuobstwiesen 
 
Des Weiteren wurden diverse umweltrelevante Fachgutachten als Anlage zum Bebauungsplan 
erstellt: 
 
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
- Baugrundgutachten 
- Entwässerungs- Genehmigungsplanung 
- Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luftschadstoffen 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und die Unterrichtung der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange zum Planvorentwurf vom 28.10.2008 fanden vom 
29.10.2008 bis zum 21.11.2008 statt. Die Belange wurden entsprechend den Bewertungsvor-
schlägen vom 05.02.2010  in öffentlicher Sitzung am 09.03.2010 bewertet. 

Aufgrund der Anregungen und Äußerungen wurde der Bebauungsplan wie folgt überarbeitet: 
- Diverse Planungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen wurden konkretisiert. 
- Der Umweltbericht, mit Grünordnungsplan und Eingriffs- Ausgleichsbilanz, sowie die arten-

schutzrechtliche Prüfung wurden bis zur Offenlage ausgearbeitet 
- Dabei wurden Hinweise berücksichtigt und Ergänzungen vorgenommen zu: Schutzgut Bo-

den, Ausgleichsmaßnahmen, erhaltenswertem Baumbestand, landwirtschaftliche Vorrang-
flur. 

- Die Hinweise wurden ergänzt zu: 
o Wasserschutzzone IIIB 
o Geotechnik 
o Bagger, Krane und elektrische Freileitungen 
o Baumschutzmaßnahmen 

- Ein Bodengutachten wurde erstellt, auf dessen Grundlage die weitere Gebietsentwässerung 
geplant wurde 

- Ausführungen zur Fuß-, Rad- und Wirtschaftswegerschließung wurden in der Begründung 
ergänzt. 

- Die Straßenplanung wurde weiter ausgearbeitet(verkehrsberuhigter Bereich mit Festsetzung 
öffentlicher Stellplätze). 

- Der westliche Wirtschaftsweg bleibt unverändert und wurde aus dem Geltungsbereich he-
rausgenommen. 
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- Die Stellplatzverpflichtung für Einzelhäuser wurde auf 2/WE erhöht. 
- Das Vorgehen zur Verlegung der best. 20KV Freileitung wurde mit der EnBW abgestimmt. 
- Ein Standort für eine Umspannstation wurde festgesetzt. 
- Eine unterirdische Leitungsverlegung wurde mit  der Telekom abgestimmt. 
- Das nord-östliche Baufenster wurde vergrößert. 
 
Folgende Hinweise und Stellungnahmen wurden zur Kenntnis genommen fanden aber bewer-
tungsbedingt, oder weil sie nur die Plandurchführung betrafen, oder weil sie sich auf Flächen 
außerhalb des Geltungsbereichs bezogen, keine Berücksichtigung. 

- Größenbeschränkungen für Solaranlagen wurden nicht getroffen 
- Festsetzungen zu wassergefährdenden Stoffen wurden nicht ergänzt. 
- Mit Verweis auf ein früheres Gutachten wurden keine weiteren Aussagen bzgl. des Lärm-

schutzes gegenüber der benachbarten Mehrzweckhalle und Sportanlagen ergänzt. 
- Kabelanlagen im öff. Raum wurden nicht dargestellt. 
 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit und die Anhörung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange zum Planentwurf vom 09.03.2010 fand in der Zeit vom 22.03.2010 bis 
zum 22.04.2010 statt.  

Die Belange wurden entsprechend den Abwägungsvorschlägen vom 04.05.2010 und vom 
19.01.2011 zum Entwurf vom 09.03.2010 in öffentlicher Sitzung am 11.05.2010 und am 
01.02.2011 gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. In der Folge der Abwägung 
ergab sich weiterer, die Grundzüge der Planung berührender, Änderungsbedarf, mit der Konse-
quenz, den Bebauungsplan gem. §4 Abs. 3 BauGB erneut auslegen zu müssen.  

Aufgrund der Anregungen und Äußerungen wurde der Bebauungsplan wie folgt überarbeitet: 
 
- Der Hinweis zu Grundwasser und Bodenschutz wurde bzgl. des Umgangs mit wasserge-

fährdenden Stoffen ergänzt. 
- Die Pflanzliste wurde um Hinweise auf Pflanzengiftigkeit ergänzt. 
- Der Hinweis zur Niederschlagswassernutzung wurde ergänzt. 
- Die Lage einer Parkbucht im Nord-westlichen Planbereich wurde verändert. Analog erfolgte 

eine Verschiebung der dortigen Nutzungsgrenzen. 
- Die östliche Geltungsbereichsgrenze wurde an die tatsächlichen Grundstücksgrenzen (We-

geflurstück) angepasst. 
- Das nordöstliche Baufenster wurde an die neue Geltungsbereichsgrenze angepasst. 
- Eine Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luftschadstoffen wurde hinsichtlich der Belastung 

der planexternen, äußeren Erschließungsstraßen eingeholt. Das Gutachten wurde Anlage 
zum Bebauungsplan. Die Ergebnisse des Gutachtens wurden im Umweltbericht und in der 
Begründung ergänzt. 

 
Folgende Hinweise und Stellungnahmen wurden zur Kenntnis genommen fanden aber abwä-
gungsbedingt, oder weil sie nur die Plandurchführung betrafen, oder weil sie sich auf Flächen 
ausserhalb des Geltungsbereichs bezogen, keine Berücksichtigung. 

- Festsetzungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen wurden nicht getroffen. 
- Eine Umplanung der externen Kompensationsmaßnahme M4 erfolgte nicht 
- Eine Untersuchung zur Bereitstellung einer Löschwassermenge von 96m³/h wurde nicht 

durchgeführt. 
- Eine Reduzierung des Planungsumfangs auf einen geringeren als im FNP 2010 dargelegten 

Bedarf erfolgte nicht. 
- Die Höhenfestsetzungen für Einfriedigungen wurden nicht geändert.  
- Stellungnahmen zum Umlegungsverfahren wurden wegen fehlender Bebauungsplanrele-

vanz abgewiesen. 
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- Eine Planänderung aufgrund der Ergebnisse der Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luft-

schadstoffen war nicht erforderlich. 
 

Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und die erneute Anhörung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zum erneuten Planentwurf vom 01.02.2011 fand in der 
Zeit vom 14.02.2011 bis zum 28.02.2011 statt.  

Die Belange wurden entsprechend den Abwägungsvorschlägen vom 04.03.2011 zum erneuten 
Entwurf vom 01.02.2011 in öffentlicher Sitzung am 15.03.2011 gegeneinander und untereinan-
der gerecht abgewogen.   

Aufgrund der Anregungen und Äußerungen wurde der Bebauungsplan wie folgt, redaktionell 
überarbeitet: 
 
- Ein Hinweis zu Grundwasser- und Bodenschutz bzgl. des öffentlichen Spielplatzes wurde im 

Textteil unter Hinweise und in der Begründung ergänzt.  
 
Folgende Hinweise und Stellungnahmen wurden zur Kenntnis genommen fanden aber abwä-
gungsbedingt, oder weil sie nur die Plandurchführung betrafen, oder weil sie sich auf Flächen 
außerhalb des Geltungsbereichs befanden, keine Berücksichtigung. 

- keine 
 

Damit konnte der Satzungsbeschluss am 15.03.2011 vom Gemeinderat in öffentlicher Sitzung 
gefasst werden 

Gründe für die Planinhalte nach Abwägung mit in Betracht kommenden Alternativen 

Die Aufstellung des Bebauungsplans fußte auf den Darstellungen im Flächennutzungsplan 
2010 und ist aus diesem entwickelt. Alternativen hätten lediglich bei der vorgesehenen Ge-
bietsgröße bzgl. des angesetzten  Wohnflächenbedarfs und der Belastung der gebietsexternen 
Zufahrtstraßen bestanden. Per Gutachten wurde nachgewiesen, dass es durch die vorgesehe-
ne Gebietsgröße zu keinen unzumutbaren Belastungen der externen Erschließungsstraßen 
kommen wird. Die Gebietsgröße wurde zudem wg. der besonderen Lagegunst (Nähe A8, Wirt-
schaftsdynamik im Enzkreis, Hohe Wohnqualität in Südhanglage) und wg. der eingeplanten 
Möglichkeit, die Entwicklung in zwei, aufeinander folgenden Bauabschnitte zu gliedern, nicht 
verändert. 

 

Wimsheim, den 15.03.2011 
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1 Erfordernis der Planaufstellung 

Die Gemeinde Wimsheim verfügt über keine weiteren nennenswerten Neubauflä-
chen mehr, während gleichzeitig der Nutzungsdruck im Bereich Wohnen in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen hat. Der Nutzungsdruck entsteht durch 
ortsansässige Bewohner, deren Kinder bzw. junge Familien in Wimsheim weiter 
gerne wohnhaft bleiben möchten und Wohnungssuchenden aus den Bereichen 
Leonberg und Stuttgart. Viele auswärts wohnende Mitarbeiter des größten Arbeit-
gebers am Ort (derzeit 260 Beschäftigte) wollen sich in Wimsheim niederlassen. 
 
Die Gemeinde hat über Jahre hinweg hauptsächlich Innenentwicklung betrieben. 
Mit Ausnahme der Altbestandsflächen nach § 34 BauGB sind alle siedlungsrele-
vanten Bereiche überplant und fast vollständig bebaut.  
 
Die hohe Standortgunst der Gemeinde Wimsheim und die attraktive Wohnlage be-
dingen nun eine Erweiterung der Ortslage in Richtung Westen, die gleichzeitig die 
Möglichkeit für eine zukünftige harmonische Abrundung des Ortsrandes schafft. 
 
Die Gemeinde Wimsheim hat daher am 23.09.2008 beschlossen, den Bebau-
ungsplan "Frischegrund" aufzustellen. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 
8,15 ha (einschließlich Bestandswege).  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange fand vom 10.08.2009 bis zum 21.08.2009 statt. 
 
Die öffentliche Auslegung des Planentwurfs erfolgte vom 22.03.2010 bis zum 
22.04.2010. 
 
Aufgrund von erforderlichen Ergänzungen der Abwägungsgrundlagen und einigen 
kleineren Planänderungen, wurde eine erneute öffentliche Auslegung des Plan-
entwurfs nach den Bestimmungen des §4a Abs. 3 BauGB durchgeführt. 
 
Planänderungen zur erneuten Offenlage 
Nach Abschluss der ersten öffentlichen Auslegung wurde der ursprüngliche Pan-
entwurf vom 09.03.2010 in den nachfolgend aufgeführten Punkten geändert. 
 
Textteil 
• Redaktionelle Änderungen bzgl. Rechtgrundlagen, Anlagen zum bebauungs-

plan, Hinweisen zum Textteil und Pflanzliste. 
 
Planurkunde 
• Im nordwestlichen Gebietssteil wurde eine Parkbucht an der öffentlichen Ver-

kehrsfläche, die östlich an die Gebietsteile mit der Kennzeichnung B und J an-
grenzt, um ca. 10m nach Norden verschoben. 

• Südlich der og. Parkbucht wurde die Nutzungsgrenze zwischen den Gebietstei-
len mit der Kennzeichnung B und J um ca.4m nach Norden verschoben. 

• Der östliche Rand des Geltungsbereichs wurde parzellenscharf an das Flur-
stück des an das Plangebiet angrenzenden bestehenden Graswegs ange-
passt. 

• In der nord-östlichen Ecke des Geltungsbereiches wurde in dem Gebietsteil mit 
der Kennzeichnung J das dortige Baufenster (Baugrenze)  nach Osten hin ver-
größert. 
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Anlagen zum Bebauungsplan 
• Es wurde eine Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luftschadstoffen erstellt.  

o Das Gutachten wurde den Anlagen zum Bebauungsplan beigefügt 
o Die Ergebnisse wurden in der Planung berücksichtigt und fanden ihren 

Niederschlag in der Begründung zum Bebauungsplan und im Umwelt-
bericht. 

o Eine Änderung der planungsrechtlichen oder bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen infolge des Gutachtens war nicht erforderlich. 

 
Begründung zum Bebauungsplan 
• Kap 1, Erfordernis der Planaufstellung wurde bzgl. Verfahrenshinweisen und 

der Erläuterungen zu den Planänderungen zur erneuten Offenlage ergänzt. 
• Kap. 10 Verkehr / Lärm / Luftschadstoffe wurde hinsichtlich der Ergebnisse des 

neu hinzugekommenen, gleichnamigen Gutachtens ergänzt. 
• Redaktionelle Änderungen in den Kap. 7 und 8 und 12 
 
Umweltbericht 
• Der Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan wurde hinsichtlich der 

Ergebnisse der neu hinzugekommenen Untersuchung zu Verkehr, Lärm und 
Luftschadstoffen ergänzt. 

2 Einfügung in bestehende Rechtsverhältnisse 

Laut Regionalplan 2015 des Regionalverbandes Nordschwarzwald gehört Wims-
heim zum Mittelbereich Pforzheim und zum Nahbereich Heimsheim und ist als 
Gemeinde ohne zentralörtliche Funktion (Gewährleistung der örtlichen Grundver-
sorgung, Gemeinde mit Eigenentwicklung) eingestuft. Das Plangebiet ist als ge-
plante Siedlungsfläche dargestellt.  
 

 
Abbildung 1: Auszug aus dem Flächennutzungsplan  
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Auch im derzeit gültigen Flächennutzungsplan 2010 des Gemeindeverwaltungs-
verbandes Heckengäu, genehmigt am 27.03.2000 ist das Plangebiet als geplante 
Wohnbaufläche dargestellt. Die Entwicklung des Plangebietes aus dem Flächen-
nutzungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB ist damit gegeben.  
 
Rechtsverbindliche Bebauungspläne sind für das Gebiet derzeit nicht vorhanden. 

3 Bestand innerhalb und außerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches 

Das Bebauungsplangebiet befindet sich am nordwestlichen Ortsrand der Gemein-
de Wimsheim. Östlich schließt sich bestehende Wohnbebauung an, die Bebauung 
ist überwiegend geprägt durch Ein- und Zweifamilienhäuser.  
 
Nördlich und westlich grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Das Plan-
gebiet selbst wird zurzeit ebenfalls landwirtschaftlich genutzt, im nordwestlichen 
Bereich befindet sich eine größere Anzahl an Obstbäumen. Des Weiteren befindet 
sich an der nordöstlichen Ecke ein altes Schuppengebäude.  
 
Auch südlich schließen sich erst landwirtschaftliche Flächen an, daran anknüpfend 
und vom Plangebiet aus aufgrund der topographischen Verhältnisse gut sichtbar 
die Sportflächen der Gemeinde Wimsheim (siehe hierzu auch Kapitel 8).  
 
Das Plangebiet liegt in einer Entfernung von ca. 500 m zur Ortsmitte sowie in ei-
nem Abstand von ca. 300 m von den Infrastruktureinrichtungen Kindergarten, 
Schule, Mehrzweckhalle und Sportplätze entfernt.  
 
Topographisch liegt das Gebiet in einem bewegten Gelände. Zwischen dem 
höchsten Punkt im Nordwesten und dem südlichsten Punkt im Südosten liegen ca. 
30 m Höhenunterschied. Dabei fällt das Gelände von Norden nach Süden erst 
leicht (Neigung ca. 5 %), in der Mitte stärker (Neigung ca. 20 %) und dann wieder 
leichter (Neigung ca. 7 %) Richtung Süden.  
 

 
Abbildung 2: Bestandsphoto (Baldauf Architekten und Stadtplaner, 2008)  
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Das Gebiet ist im Norden, Westen, Osten und Süden begrenzt von Wirtschaftswe-
gen. Der Wirtschaftsweg im Osten entlang der bestehenden Bebauung wird be-
reits heute als Zufahrt zu einzelnen Grundstücken genutzt. Zudem befinden sich 
innerhalb des Plangebietes zwei Graswege, die das Gebiet in ungefähr drei 
gleichgroße Teile aufteilen.  
 
Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 8,03 ha. Maßgeblich für die Ab-
grenzung ist der zeichnerische Teil des Bebauungsplanes. 

4 Städtebauliches Konzept 

Städtebauliche Gesamtsituation 

Das Plangebiet liegt trotz der Lage am Siedlungsrand relativ zentral zur innerörtli-
chen Lage Wimsheims. Es wird über die Seehausstraße im Süden und die Verlän-
gerung des Tannweges im Norden an das vorhandene Verkehrsnetz angebunden. 
Zudem gibt es eine Verbindung in die östlich angrenzende Wohnbebauung im  
Übergang zwischen Keplerstraße und Grafenstraße. Damit wird eine Verteilung 
des durch das Plangebiet entstehenden Verkehrs erreicht, so dass sich die Belas-
tung für die Bewohner der angrenzenden Gebiete in Grenzen hält. Die Möglichkeit 
einer Weiterentwicklung des Gebietes Richtung Westen wird in der vorliegenden 
Konzeption ebenfalls berücksichtigt.  
Eine Begrünung entlang der Plangebietsgrenze dient zur Einbindung des Gebietes 
in den angrenzenden Landschaftsraum. Um die Begrünung des Gebietes so 
schnell wie möglich zu erzielen und den derzeitigen Charakter des Gebietes auch 
nach vollzogener Bebauung weiterhin spürbar zu halten, sind die gekennzeichne-
ten, bestehenden Bäume bei der Bebauung der Grundstücke zu erhalten.  
 

Bebauung 

Bei der Konzeption wurde darauf geachtet, dass sich die neue Bebauung in ihrer 
Körnung (Grundstücksgröße, zulässige Ausnutzung des Grundstücks über Grund-
flächenzahl und Geschoßflächenzahl) gut in die Umgebung einpasst. Dabei wurde 
auch die Topographie berücksichtigt. Da das Gebiet gut einsehbar ist, werden, 
insbesondere bezogen auf die Dachlandschaft, an die Gestaltung des Gebietes 
hohe Anforderungen gestellt. Daneben wurden auch energieeffiziente Gesichts-
punkte bei der Konzeption berücksichtigt. Die Gebäude sind weitestgehend Rich-
tung Süden orientiert.  
 
Die Baustruktur ist flexibel vorgesehen, so dass Einzel- und Doppelhäuser errich-
tet werden können. Dabei wurde für die Gebäude eine maximale Längenbe-
schränkung festgesetzt. Durch diese Festsetzung soll verhindert werden, dass das 
einzelne Gebäude in seiner Kubatur zu groß ausfällt und damit sich nicht mehr in 
die umgebende Bebauung einpasst bzw. dem städtebaulichen Ziel einer Einfamili-
enhausbebauung widerspricht. Die Grundstücke innerhalb des Gebietes haben 
zumeist eine Größe von etwa 500 m² und entsprechen damit der Körnung der 
westlich angrenzenden Bebauung. Es gibt jedoch auch einige kleinere und größe-
re Grundstücke. Zudem ist es möglich, die größeren Grundstücke zu teilen und mit 
Doppelhäusern zu bebauen. Dies spiegelt den allgemeinen Trend bei der Woh-
nungsnachfrage im ländlich strukturierten Bereich wider und entspricht anderer-
seits dem, was aus städtebaulicher Sicht im Anschluss an die bestehende Bebau-
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ung hinsichtlich der Weiterentwicklung von Granulation und Bebauungsdichte 
möglich und sinnvoll erscheint.  
 

Erschließung  

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über drei von Osten nach Westen ver-
laufende Straßen (Planstraße A, B und C). Bei der Konzeption wurde darauf ge-
achtet, dass die Straßen Schleifen bilden und damit die Erschließung eines 
Grundstückes immer von zwei Seiten möglich ist, so dass die Zugänglichkeit der 
Grundstücke immer gewährleistet bleibt.  
 
Die Straßenbreiten variieren von 7,00 m bis zu 5,50 m. Dadurch entstehen 
Engstellen im Straßenbereich, durch deren Vorhandensein der motorisierte Ver-
kehr automatisch verlangsamt wird. Zudem können Randbereiche für öffentliche 
Parkierungsflächen und Straßenraumbegrünung genutzt werden.  
 
In der Mitte des Gebietes ist ein Fußweg von Norden nach Süden geplant. Am öst-
lichen und westlichen Gebietsrandrand besteht je ein Wirtschaftsweg, unmittelbar 
an den Geltungsbereich angrenzend. Diese drei Wege dienen als fußläufige kurze 
Nord-Süd-Verbindungen zwischen den Straßenbereichen. Im Bereich des mittle-
ren Fußweges sind an den Stellen, an denen die Fußwege auf die Straßen treffen, 
platzartige Aufweitungen vorgesehen, die gleichzeitig auch eine Verschwenkung 
des Fahrstreifens beinhalten. Diese Bereiche sollen zudem eine besondere Ges-
taltung erhalten und damit zum Aufenthalt einladen und von Kindern als Spielflä-
che genutzt werden können. Der Spielplatz für das Gebiet ist ebenfalls in diesem 
Bereich angesiedelt.  
 
Der mittlere Fußweg dient im Übrigen zudem als Weiterführung der fußläufigen 
Verbindung durch das Plangebiet zum südlich angrenzenden Schul- und Sportbe-
reich.  

 
Das Baugebiet wird in zwei zeitlich getrennten Abschnitten erschlossen. Der west-
lich des 1. Bauabschnitts bestehende Wirtschaftsweg wird per bedingter Festset-
zung bis zur Erschließung des 2. Bauabschnitts als Verkehrsfläche für Versor-
gungsfahrzeuge gesichert.  
 
Die Erschließung der landwirtschaftlichen Feldflur bleibt über den am westlichen 
Gebietsrand bestehenden Wirtschaftsweg gewährleistet. 

 
Zwei kurze Fußwegeverbindungen in Ost-West Richtung am westlichen Gebiets-
rand verknüpfen die Anliegerstraßen mit dem bestehenden Wirtschaftsweg und 
damit mit dem Landschaftsraum im Westen. In Verbindung mit den wegebeglei-
tenden öffentlichen Grünflächen bleibt die Möglichkeit einer etwaige Westerweite-
rung des Baugebiets gewahrt. 
 

Energieeffizienz 

Gerade Lage und Stellung der Gebäude beeinflussen die Energieeffizienz. Aber 
auch Bauweise, Geschosszahl, First- und Traufhöhe der Gebäude, die Dachform, 
die Ausformung der überbaubaren Grundstücksfläche sowie Festsetzungen zur 
äußeren Gestaltung der Gebäude bestimmen über die Gebäudegeometrie maß-
geblich den Wärmeverlust von Gebäuden. Die Erschließung, die Stellung der Ge-
bäude und die Lage der Gebäude zueinander sowie die Bepflanzung der Freiflä-
chen beeinflussen die passive und aktive Nutzung der Sonnenenergie. Für die ak-
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tive Solarnutzung ist zudem die Dachneigung von Bedeutung. Die Gebäude sind 
so ausgerichtet, dass der Einsatz von Photovoltaikanlagen bzw. Solarthermie bei 
allen Gebäuden möglich ist. Die aus städtebaulichen Gründen geringfügige Dre-
hung der Gebäude mindert einen möglichen Ertrag nur unwesentlich. An einigen 
Stellen, insbesondere am Gebietsrand, wird aus städtebaulichen Gründen die 
Firstrichtung variabel festgesetzt, entweder eine Dachneigung in Nord-Süd Rich-
tung oder West-Ost. So können städtebauliche Akzente gesetzt werden. Es bleibt 
in diesen Bereichen den Bauherrn überlassen, welche Firstrichtung sie wählen. 
 
Wie beschrieben sind Dachform und Dachneigung maßgeblich an der Energieeffi-
zienz eines Gebäudes beteiligt. Dabei müssen aber auch städtebauliche Ge-
sichtspunkte, sowie die Ausnutzbarkeit des Gebäudes berücksichtigt werden. Sat-
teldächer schneiden zusammen mit dem hier jedoch aus städtebaulichen Gründen 
nicht erwünschten Flachdach für aktive und passive Sonnenenergienutzung als 
auch bezogen auf den spezifischen Wärmeverlust am Günstigsten ab. Daher wird 
im vorliegenden Fall vorgeschlagen, im Plangebiet sowohl Satteldächer mit einer 
Dachneigung von 30° - 40° zuzulassen, aber auch, aus gestalterischen Gründen, 
Pultdächer mit einer Dachneigung von 10° bis maximal 30° zu ermöglichen. Der 
Einsatz von Photovoltaikanlagen bzw. Solarthermie ist damit bei allen Gebäuden 
möglich.  
 
Bei Pultdächern gibt es für den Hochpunkt des geneigten Daches zwei Möglichkei-
ten. Entweder liegt er auf der Südseite des Gebäudes, dann ist zwar der Einsatz 
von Photovoltaik- oder Solaranlagen (Anlagen zur Sekundärenergiegewinnung) 
nicht möglich, aber durch die Öffnung der Fassade Richtung Süden wird der Pri-
märenergiegewinn verbessert (Belichtung bzw. Besonnung des oberen Stock-
werks). Oder der Hochpunkt liegt im Norden des Gebäudes. Dann ist der Einsatz 
von Photovoltaik- oder Solaranlagen möglich. Da es aus städtebaulichen Gründen 
sinnvoll ist, eine einheitliche Lage des Hochpunktes des geneigten Daches bei 
Pultdächern zu wählen, wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass aufgrund der 
Hanglage und zugunsten der Sekundärenergiegewinnung der Hochpunkt auf der 
Nordseite zum liegen kommt. Ist die Firstrichtung variabel festgesetzt, sind Pultdä-
cher nur zugelassen, wenn der Hochpunkt im Norden des Gebäudes liegt.  
 
Die Trauf- und Firsthöhen beeinflussen die Kompaktheit eines Gebäudes. Vorlie-
gend wurden sie so gewählt, dass eine ein- bis zweigeschossige Bebauung reali-
siert werden kann. 

5 Baugrundgutachten 

Als Grundlage für die Erschließung des Gebiets  „Frischegrund“ wurde eine Bau-
grunduntersuchung inklusive orientierender Schadstoffuntersuchung durchgeführt. 
Mit den Untersuchungen wurde RBS wave GmbH, Ettlingen, beauftragt. Im Weite-
ren folgt eine kurze Zusammenfassung des Gutachtens. 
 
Es wurden auf dem Areal insgesamt 8 Baggerschürfe niedergebracht und Boden-
proben nach DIN 4021 gewonnen. Die Bohrungen zeigten folgenden, verallgemei-
nerten Aufbau: Oberboden/Ackerboden bis maximal 0,30 m; danach Decklehme 
(Ton/Schluff) bis maximal 3,70 m; bis maximal 3,30 m Ton-/Mergelsteine mit Do-
lomitbänken.  
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Der Verwitterungslehm kann als schwach durchlässig bezeichnet werden. Die 
Mächtigkeit des Verwitterungslehms beträgt auf einer Breite von ca. 60 m entlang 
der Seehausstraße mehrere Meter, so dass in diesem Bereich eine Versickerung 
nicht sinnvoll ist.  
Aus Voruntersuchungen ist bekannt, dass der gewachsene Boden und Fels z.T. 
geringfügig erhöhte Werte des Schwermetalls Arsen aufweist (geogene Belas-
tung). Nach Rücksprache mit der zuständigen Fachbehörde wurde zusätzlich die 
Eluierbarkeit geprüft. Auf Grund der geringen Löslichkeit des geogenen Arsen, 
handelt es sich bei den bei der Erschließung des Gebietes „Frischegrund“ anfallen 
Erdaushubmassen um Z0 Material, welches somit im Steinbruch Mönsheim zur 
Rekultivierung verwendet werden kann.  

 
Im Geltungsbereich des BP liegen naturbedingte (geogene) Arsenverunreinigun-
gen von ca. 35 mg/kg TM im Boden vor. Der diesbezügliche Prüfwert für Kinder-
spielflächen ist damit überschritten. Für die  vorgesehenen Ausweisung als Spiel-
platz ist sicherzustellen, das die Prüfwerte für Kinderspielflächen nach der Bun-
desbodenschutzverordnung  von 25 mg/kg TM an diesem Standort nicht über-
schritten werden. Der natürlich gewachsene Boden soll deshalb nach Fertigstel-
lung des Kinderspielplatzes mit unbelasteten Boden (Hintergrundwerte nach der 
„VwV Boden“) in einer Mächtigkeit von ca. 35 cm angedeckt werden. 

 
Aufgrund der Hanglage ist zumindest bereichsweise davon auszugehen, dass 
Fundamente der Wohnbebauung im Verwitterungslehm und im Mergelton zu lie-
gen kommen. In diesem Fall ist zu prüfen, inwieweit die Setzungsdifferenzen zu-
lässig sind. 
 
Es wird daher empfohlen, die Gründungsmöglichkeiten im Einzelfall zu prü-
fen und technisch und wirtschaftlich optimierte, auf das jeweilige Einzelvor-
haben bezogene,  Gründungskonzepte auszuarbeiten. Im Zuge der Erd- und 
Gründungsarbeiten ist sorgfältig zu prüfen, ob die angetroffenen Baugrund-
verhältnisse mit den im Gutachten erfassten übereinstimmen. Sollte dies 
nicht der Fall sein oder Zweifel bestehen, ist der Bodengutachter unverzüg-
lich zur weiteren Beratung heranzuziehen. Generell ist zu empfehlen, eine 
Abnahme der Baugruben durch den Baugrundgutachter durchführen zu las-
sen.  

6 Ver- und Entsorgung / Erschließung 

Verkehrserschließung 
Die Erschließung des Gebietes erfolgt über die bestehenden Straßen Seehaus-
straße, Keplerstraße/Grafenstraße sowie Tannweg. Diese werden in das Gebiet 
weitergeführt und bilden über drei Schleifen die innere Erschließung. Die Erschlie-
ßung lehnt sich an die Topographie an, so dass möglichst geringe Böschungen für 
die Straßen erforderlich werden. 
 
Das Gebiet ist zudem von Fuß- bzw. Radwegen durchzogen. Sowohl am westli-
chen als auch am östlichen Gebietsrand, an den Geltungsbereich angrenzend, 
werden bestehende (derzeit landwirtschaftlich genutzte) Graswege erhalten. Mittig 
durch das Gebiet entsteht ebenfalls ein Fuß- und Radweg, der die fußläufige Ver-
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bindung innerhalb des Gebietes aber auch mit dem südlich angrenzenden Schul- 
und Sportbereich gewährleisten soll.  
 
Erschließungsabschnitte 
Da das Gebiet in zwei Abschnitten entwickelt werden soll, sind bezüglich der Ent-
sorgung durch die Müllabfuhr besondere Vorkehrungen zu treffen, solange nur der 
erste Abschnitt realisiert ist und damit der Ringschluss der Straßen noch nicht e-
xistiert. Im Anschluss an den ersten Bauabschnitt wird eine Wegeführung für die 
Ver- und Entsorgungsfahrzeuge hergestellt, so dass eine Ver-/Entsorgung des 
Gebietes in Schleifenform für die Fahrzeuge dennoch möglich ist. Sobald der zwei-
te Abschnitt realisiert wird, wird diese Fläche in Wohnbaufläche, sowie zu einem 
kleinen Teil in Fläche für Abwasserbeseitigung,  umgewandelt, da nun die Plan-
straßen A, B und C diese Erschließungsaufgabe auch in dieser Hinsicht überneh-
men können. Durch eine bedingte Festsetzung wird dieses Vorgehen entspre-
chend im Bebauungsplan gesichert. Damit wird der Ausbau der Straße zeitlich be-
grenzt.  
 
Ver- und Entsorgung 
Mit der Ver- und Entsorgung kann an die bestehenden Leitungen angeschlossen 
werden, die zum Teil aus dem östlich angrenzenden Gebiet weitergeführt werden 
müssen. Der vorhandene Schmutzwasserkanal befindet sich in der Seehausstra-
ße, über diesen soll das häusliche Abwasser zur Kläranlage in Mönsheim abgelei-
tet werden. Dabei erfolgt die Entsorgung des Oberflächenwassers (Dachflächen, 
Verkehrsflächen, sonstige versiegelte Flächen) entsprechend AKP im klassischen 
Trennsystem mit getrenntem Regenwasserkanal, da eine Versickerung des Re-
genwassers aufgrund der Bodenbeschaffenheit (siehe hierzu auch Baugrundgut-
achten vom 25.04.2009 der Fa. RBS wave GmbH, Ettlingen) nicht flächendeckend 
und nur eingeschränkt möglich ist. Dennoch wird im Bebauungsplan festgesetzt, 
dass auf den privaten Grundstücken Zisternen in Form von 2-Kammer-Zisternen 
einzubauen sind, um einen Teil des Regenwassers am Ort des Entstehens zwi-
schenspeichern und als Brauchwasser verwenden zu können, und um dessen Ab-
flussrate in die öffentliche Regenwasserkanalisation zu drosseln. 
 
Die befestigten (versiegelten) Flächen innerhalb der Privatgrundstücke sind, sofern 
das Oberflächenwasser beispielsweise nicht versickert werden kann, an eine 2-
Kammer-Retentionszisterne anzuschließen. Eine Kammer dient hierbei aus-
schließlich der Rückhaltung des Oberflächenwassers, das über ein Drosselorgan 
gedrosselt in den kommunalen Regenwasserkanal eingeleitet wird, das zweite Vo-
lumen steht dem Eigentümer zur Nutzung auf seinem Grundstück, bspw. für die 
Bewässerung, zur Verfügung. 
Als Drosselabfluss der 2-Kammer-Retentionszisternen sind 10 Liter pro Sekunde 
und Hektar befestigter Fläche von den Grundstückseigentümern zu gewährleisten. 
Dies entspricht einem Drosselabfluss von 0,1 l/s bei einer befestigten Fläche von 
100 m². Das zur Regenwasserrückhaltung bereitstehende Volumen der 2-
Kammer-Zisterne muss mind. 2 m³ pro 100 m² befestigter Fläche betragen. 

 
Um eine einwandfreie Entwässerung sicher zu stellen, ist es zudem notwendig in-
nerhalb des Gebietes zwei Regenrückhaltebecken zu errichten, die das über-
schüssige Regenwasser des Gebietes aufnehmen und gedrosselt in den Vorfluter 
(Grenzbach) weiterleiten. Die Regenrückhaltebecken (RRB) werden für beide 
Bauabschnitte getrennt konzipiert. Das Regenrückhaltebecken des ersten Bauab-
schnitts wird unterhalb einer öffentlichen Parkierungsfläche nördlich der Seehaus-
straße verlegt, das Regenrückhaltebecken des zweiten Bauabschnitts liegt inner-
halb. Die Fläche wird Eigentum der Gemeinde Wimsheim sein, kann aber nut-
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zungstechnisch dem westlich angrenzenden Grundstück zur Gartennutzung zuge-
ordnet werden. Dabei ist darauf zu achten, dass die Fläche jederzeit zur Instand-
haltung der Anlagen von Seiten der Ver- und Entsorgungsunternehmen betreten 
werden kann. 
Das anfallende Regenwasser der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, wird 
entlang des Baugebietes Richtung Seehausstraße geführt und von dort über den 
südlich der Seehausstraße gelegenen offenen Graben bis zum Kreuzungsbereich 
Schulstraße /Seehausstraße geführt und dort in den neuen Regenwasserkanal 
eingeleitet.  
 
Die wesentlichen Planungsdetails zu den Kanälen und der Dimensionierung der 
Rückhaltungen sind aus der Genehmigungsplanung des Planungsbüros KIRN-
Ingenieure, Pforzheim zu ersehen. Mit dem LRA Enzkreis wurde abgestimmt, dass 
diese Planung, dem Bebauungsplan im Rahmen des planungsrechtlichen Verfah-
rens als Anlage beigelegt wird. Ein gesondertes wasserrechtliches Verfahren ist 
demnach nicht erforderlich, Kosten für die wasserrechtliche Erlaubnis entstehen 
nicht. 

7 Umweltbericht 

Siehe "Umweltbericht gem. § 2a BauGB mit Grünordnungsplan zum Bebauungs-
plan „Frischegrund“, vom 15.03.2011, Freie Landschaftsarchitekten · König + Part-
ner, Stuttgart. 

8 Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung 

Siehe "Umweltbericht gem. § 2a BauGB mit Grünordnungsplan zum Bebauungs-
plan „Frischegrund“, vom 15.03.2011 Freie Landschaftsarchitekten · König + Part-
ner, Stuttgart. 

9 Verkehr / Lärm / Luftschadstoffe  

Lärmschutzmaßnahmen- benachbarte Sportanlagen 
Wie bereits erwähnt befinden sich auf dem gegenüberliegenden Hang die Sportan-
lagen der Gemeinde Wimsheim. Es stellt sich daher die Frage, ob die bestehen-
den Sportanlagen eine Lärmbelastung für das neue Baugebiet darstellen.  
 
Im Jahre 2002 wurden die Sportanlagen um den Neubau einer Mehrzweckhalle, 
und eines weiteren Großspielfeldes erweitert. Um die Verträglichkeit mit der an-
grenzenden Wohnbebauung zu prüfen, wurde eine schalltechnische Untersuchung 
zum Bebauungsplan „Mühlweg“ von der Arbeitsgemeinschaft Dipl.-Ing. Hans-Peter 
Kleemann und Dipl.-Ing. (FH) Thomas Heine erstellt (Projekt 226/1 – 26.03.2002). 
Dabei wurde untersucht, inwieweit Schallimmissionen vom damaligen Bebauungs-
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plangebiet „Mühlweg“ durch die Sportplatznutzung, die Mehrzweckhalle und die 
Parkplätze auf die angrenzende Wohnbebauung einwirken. Die Immissionen wur-
den für drei repräsentative Belastungsfälle ermittelt. Erstens: Fußballtraining an 
Werktagen bis maximal 22 Uhr, Nutzung der Parkplätze tags und nachts, zwei-
tens: Fußballturnier tagsüber an Sonntagen, Nutzung der Mehrzweckhalle tags 
und nachts einschließlich maximaler Auslastung der Parkplätze, und drittens: 
Leichtathletik-Wettkampf tagsüber an Sonntagen, Nutzung der Mehrzweckhalle 
tags und nachts einschließlich maximaler Auslastung der Parkplätze. Auch die 
Immissionen durch den Straßenverkehr im öffentlichen Straßenraum wurden be-
trachtet. 
 
Auch wenn das vorliegende Plangebiet „Frischegrund“ nicht direkt Gegenstand 
des damaligen Untersuchungsbereichs war, lässt sich aus den Karten der oben 
genannten schalltechnischen Untersuchung ablesen, in wie weit für dieses Gebiet 
durch die Sportanlagen eine Verlärmung zu erwarten ist.  
 
In der Untersuchung wurde festgestellt, dass der ungünstigste Fall Fallbeispiel 
Nummer zwei darstellt: das Fußballturnier tagsüber an Sonntagen mit der Nutzung 
der Mehrzweckhalle tags und nachts einschließlich maximaler Auslastung der 
Parkplätze. Aber selbst in diesem Fall wird das Plangebiet „Frischegrund“ nur ge-
ringfügig tangiert. Tagsüber werden am südlichsten Rand des Gebietes Pegelwer-
te von 50-55 dB(A) gemessen, die Pegelwerte für das restliche Gebiet liegen dar-
unter. Nachts liegt das Gebiet innerhalb des Pegelwertes 30-35 dB(A) oder niedri-
ger. Damit werden die in der Bauleitplanung maßgeblichen Orientierungswerte der 
DIN 18 005 für Allgemeine Wohngebiete eingehalten. Es sind daher für das Be-
bauungsplangebiet „Frischegrund“ keine besonderen Maßnahmen zum Lärm-
schutz zu treffen. 
 
Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luftschadstoffen  
Mit der Umsetzung des Bebauungsplans wird es als Folge zu einer Zunahme des 
Verkehrs im baulichen Bestand, insbesondere auf den Gebietszufahrten kommen. 
Die Auswirkungen dieser Verkehrszunahme wurden von BS-Ingenieuren Ludwigs-
burg, im Juli 2010 im  Rahmen einer Untersuchung zu Verkehr, Lärm und Luft-
schadstoffen ermittelt. Das Gutachten ist Anlage zum Bebauungsplan.  
 
Die Gutachter weisen darauf hin, dass für die Verkehrsaufkommensberechnung 
des Baugebietes „Frischegrund“ von der maximal nach dem Bebauungsplan und 
seinen Festsetzungen möglichen Einwohnerzahl ausgegangen wurde. Damit wird 
auch das höchste zu erwartende Verkehrsaufkommen aus dem geplanten Bauge-
biet angesetzt. Es ist jedoch zu erwarten, dass das Baugebiet „Frischegrund“ nicht 
nur mit Einzelhäusern mit jeweils 3 Wohneinheiten bebaut wird, so dass das Ver-
kehrsaufkommen tatsächlich niedriger ausfallen wird.  
  
In der Folge werden im angrenzenden Straßennetz auch die durch die zusätzli-
chen Verkehrsbelastungen aus dem Baugebiet verursachten Schallimmissionspe-
gel voraussichtlich niedriger ausfallen als in dieser Untersuchung berechnet.   
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Gutachtens sind  nachfolgend kurz dargestellt: 
 
 
Verkehrsaufkommen 
Die äußere Erschließung des geplanten Wohngebietes „Frischegrund“ wird im We- 
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sentlichen  über  die  östliche  Seehaustraße  und  den  Tannweg  erfolgen, was  
dort zu  Mehrbelastungen von bis zu 920 Kfz/24 h in der Seehaustraße und bis zu 
880 Kfz/24 h im östlichen Tannweg führen wird.  
 
Beide Straßen sind von der Funktion her als Wohnstraßen einzustufen, überneh-
men aber für die bestehenden Wohngebiete westlich der Wurmberger Straße zu-
sätzlich die  Funktion  einer  Sammelstraße.  Entsprechend  (RASt 06) kann  eine  
Wohnstraße  eine Verkehrsstärke  von  bis  zu  400  Kfz/h  bewältigen,  bei  Sam-
melstraßen  ist  eine  Verkehrsstärke bis zu 800 Kfz/h möglich.   
  
Für die Seehausstraße östlich der Nordstraße ergibt sich mit einem Anteil der Spit- 
zenstunde von 15 % am täglichen Verkehrsaufkommen eine zusätzliche Verkehrs- 
belastung  aus  dem  geplanten  Baugebiet  „Frischegrund“  von  ca.  138  Kfz/h.  
Im Tannweg beträgt die Zusatzbelastung aus dem Baugebiet mit demselben An-
satz ca. 132 Kfz/h.   
  
Aufgrund der verkehrlichen Einzugsbereiche der beiden Straßen werden für den 
Verkehr  aus  den  heute  bestehenden  Wohngebieten  während  der  Spitzen-
stunde  für  die  Seehausstraße  250  Kfz/h  und  für  den  Tannweg  200  Kfz/h  
angesetzt. Damit  ergeben  sich  für  die  betrachteten  Abschnitte  der  Seehaus-
straße  und  des Tannweges eine künftige Belastung während der Spitzenstunde 
von ca. 388 Kfz/h bzw. ca. 338 Kfz/h.   
  
Diese Verkehrsbelastungen liegen noch unter dem Orientierungswert für Wohn-
straßen von ca. 400 Kfz/h und deutlich unter dem für Sammelstraßen von bis zu 
800 Kfz/h  (RASt 06).  Die  Verkehrsbelastungen  von  ca.  388  Kfz/h  bzw.  338  
Kfz/h  können  für die Seehaustraße und den Tannweg als noch verträglich einge-
stuft werden.   
 
Gleiches gilt für die Grafenstraße und die Keplerstraße, die aus dem Baugebiet 
„Frischegrund“ eine Zusatzbelastung von ca. 71 Kfz/h bzw. 60 Kfz/h erfahren. 
Auch bei diesen Straßen wird die Gesamtbelastung aus vorhandenem Verkehr 
und Zusatzbelastung „Frischegrund“ während der Spitzenstunde unter dem Orien-
tierungswert von 400 Kfz/h liegen. 
 
 
Schalltechnische Bewertung 
Als  Folge  der  geplanten  Bebauung  des  Wohngebietes  „Frischegrund“  und  
des damit verbundenen Verkehrsaufkommens sind in den direkt angrenzenden be- 
stehenden  Straßenabschnitten  voraussichtlich  Veränderungen  der  Schallpegel  
in Höhe von 2,0 – 2,5 dB(A) zu erwarten. Derartige Pegelerhöhungen liegen an  
der unteren Grenze der Wahrnehmbarkeit.   
  
In den an das Baugebiet „Frischegrund“ angrenzenden Straßenabschnitten wird 
das künftig vorhandene Gesamtniveau der Pegelbelastungen jedoch zweifellos 
deutlich unterhalb der Schwelle der Gesundheitsgefährdung (70 dB(A) tags, 60  
dB(A) nachts) liegen.  
  
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht sind keine Maßnahmen zum Schallschutz 
im  Bereich  der  an  das  Baugebiet  „Frischegrund“  angrenzenden  Straßen  er-
forderlich.  Das  gilt  sowohl  für  die  von  den  stärksten  Veränderungen  betrof-
fenen Straßen  Tannweg  und  Seehausstraße,  als  auch  für  die  Keplerstraße,  
die  Grafenstraße und die Nordstraße, die deutlich geringere zusätzliche Ver-
kehrsbelastungen aus dem Baugebiet „Frischegrund“ zu bewältigen haben.   
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Luftschadstoffe 
Zur Beurteilung der Luftschadstoffsituation nach der 22. BImSchV wurde für das 
Bebauungsplangebiet  und  die  angrenzenden  Wohngebiete  eine  Luftschad-
stoffabschätzung  für  die  Schadstoffkomponenten  Stickstoffdioxid  (NO 2 ),  Ben-
zol  (C 6 H 6 ), Schwefeldioxid (SO 2 ) und Feinstaub (PM 10 ) für das Jahr 2010 
nach dem Merkblatt MLuS-02, geänderte Fassung 2005 vorgenommen.   

 
Die Berechnungen für das Jahr 2010 haben ergeben, dass die Grenzwerte der 22.  
BImSchV  für  die  Jahresmittelwerte  aller  betrachteten  Schadstoffkomponenten  
eingehalten sind. Auch die Anzahl der Überschreitungen des 24 Stunden-
Grenzwertes für PM 10  und des Stunden-Grenzwertes für NO 2  liegt unter  
den zulässigen Werten. 
 
Allerdings   wird   die   untere   Beurteilungsschwelle   bei   PM 10    und   bei   NO 2  
überschritten.  Nach  der  22.  BImSchV  sind  bei  Überschreitung  der  unteren  
Beurteilungsschwelle  (26  µg/m³  bei  NO 2  bzw.  10  µg/m 3  bei  PM 10 )  durch  
die  zuständigen  Behörden  Messungen  vorzunehmen.  Sollte  sich  dabei  her-
ausstellen, dass  die  Grenzwerte  dauerhaft  überschritten  sind,  sind  der  Öffent-
lichkeit  Informationen darüber bereitzustellen.   
 
Es wird  darauf  hingewiesen,  dass  das  Rechenverfahren  der  Luftschadstoffab-
schätzung nach der MLuS-02, geänderte Fassung 2005 eine Verkehrsbelastung  
von  5.000  Kfz/24  h  ansetzt,  die  künftig  weder  im  Tannweg  noch  in  der  
Seehausstraße zu erwarten ist. Die Grenzwerte für die wesentlichen Leitkompo-
nenten Stickstoffdioxid  (NO 2 ),  Schwefeldioxid  (SO 2 ),  Feinstaub  (PM 10 )  und  
Benzol  (C 6 H 6 ) werden dennoch eingehalten. 
  
 
 

10 Begründung zu den planungsrechtlichen Festset-
zungen 

A1 Art der baulichen Nutzung 

Das Gebiet soll vorwiegend der Wohnnutzung dienen. Daher wurde ein allgemei-
nes Wohngebiet gemäß BauNVO festgesetzt. Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe werden jedoch abweichend von § 4  
BauNVO als unzulässig festgesetzt. Durch diese Nutzungen werden vermehrter 
Pkw-Verkehr und auch Kleintransporter in das Gebiet gelenkt. Dafür ist das Stra-
ßensystem nicht ausgelegt. Um die Kfz-Geschwindigkeiten innerhalb des Gebietes 
zu reduzieren, wurde ein Wechsel der Fahrbahnbreiten vorgenommen, der dafür 
sorgt, dass entsprechende Engstellen entstehen, die die Verkehrsteilnehmer zum 
Langsam fahren und vorübergehendem Anhalten zwingen. Die Straßen sind so 
ausgebaut, dass sie gut den Anliegerverkehr aufnehmen können, jedoch keinen 
Verkehr darüber hinaus. Zudem werden die direkten Anwohner, aber auch die 
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Bewohner der angrenzenden Gebiete durch den zusätzlichen Verkehr zusätzlich 
belastet, was nicht gewünscht ist.  

A2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl, die Geschoßflä-
chenzahl sowie die Höhe der baulichen Anlagen definiert. Dem Bebauungsplan 
liegen besondere energieeffiziente Überlegungen zugrunde. Das Maß der bauli-
chen Nutzung wurde entsprechend festgesetzt. Dabei wurde aber auch die bauli-
che Struktur des Ortes sowie die gewünschte bauliche Struktur in diesem Bereich 
berücksichtigt. 
 
Die Grundflächenzahl bestimmt den Anteil eines Baugrundstückes, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Eine niedrige GRZ (genauer: große Bau-
grundstücke) bedingen tendenziell mehr öffentliche Verkehrsfläche, eine geringere 
Anschlussdichte für leitungsbedingte Energieträger und einen höheren Erschlie-
ßungsaufwand auf dem Grundstück selbst. Ansätze flächensparenden Bauens 
dürfen jedoch nicht zu Lasten der Qualität gehen. Daher wurde beim Maß der bau-
lichen Nutzung die durch die BauNVO vorgegebene Obergrenze für WA ange-
setzt. Damit werden zum einen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse beachtet, zum anderen wird eine an die heutigen Anforde-
rungen angepasste bauliche Nutzung des Grundstücks garantiert.  
 
Die Höhe der baulichen Anlagen beeinflusst die Kompaktheit eines Gebäudes. Je 
kompakter ein Gebäude ist, desto energieeffizienter ist es. Aufgrund des geringe-
ren Temperaturunterschiedes gegenüber dem Boden ist jedoch kein gleichseitiger 
Würfel als idealer Bauköper anzusehen, sondern ein flaches Gebäude einem 
turmartigen vorzuziehen. Da aber der absolute Energieverbrauch auch mit der 
Nutzfläche in Bezug zu setzen ist, und außerdem nicht nur energetische Gesichts-
punkte eine Rolle spielen dürfen, sondern die Ausnutzbarkeit des Baugrundstü-
ckes sowie die städtebauliche Gestalt unter Beachtung der vorhandenen Topogra-
phie ebenfalls Berücksichtigung finden müssen, wird durch die Festsetzungen eine 
circa zweigeschossige Bebauung ermöglicht. Neben der Trauf- und der Firsthöhe 
wird eine Wandhöhe talseits festgelegt, die eine zu hohe Fassade in Richtung 
Hang verhindern soll und damit eine verträgliche Einbindung der Bebauung in die 
Landschaft ermöglicht.  

A3 Bauweise 

Im Bebauungsplangebiet sollen Einzel- und Doppelhäuser in Form von Einfamili-
enhäusern entstehen. Um diese Bauweise durchzusetzen, musste eine abwei-
chende Bauweise festgesetzt werden, welche zusätzlich die Gebäudelänge (ent-
lang der Erschließungsstraße) beschränkt. Mit der festgesetzten Bauweise wird 
der Bestand weiterentwickelt und die Ortsrandlage berücksichtigt. Dabei wird eine 
gute Wohnqualität gesichert.  

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wurde im Bebauungsplan soweit möglich in 
Baustreifen festgesetzt. Dies ermöglicht bei der Vermarktung einen flexiblen Um-
gang mit den Grundstücksgrößen und der Verteilung von Einzel- und Doppelhaus-
grundstücken. Auch die Lage des Gebäudes innerhalb eines Grundstückes kann 
damit variabel gestaltet werden. Eingeschränkt wird dies durch die relativ geringe 
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Tiefe der überbaubaren Grundstücksflächen von ca. 12,00 m. Dadurch soll verhin-
dert werden, dass sich Nachbargebäude durch Vor- und Rücksprünge auf dem ei-
genen Grundstück gegenseitig verschatten und damit die dem Bebauungsplan 
zugrunde liegende angestrebte Energieeffizienz geschmälert wird. Außerdem wird 
das städtebauliche Erscheinungsbild durch schmale überbaubare Grundstücks-
streifen beruhigt ohne die Individualität der Bebauung zu beeinflussen. Durch die 
Festlegung einer Tiefe von 12,00 m bleibt dabei den Bauherren immer noch ein 
ausreichend großer Spielraum hinsichtlich der Bebauung und Gestaltung ihres 
Grundstücks.  

A5 Stellung der baulichen Anlagen 

Die Hauptgebäuderichtungen sind entsprechend den im Planteil angegebenen 
Hauptfirstrichtungen zu wählen und einzuhalten. Diese Festsetzung dient der städ-
tebaulichen Gestaltung. Durch sie wird ein harmonisches und ruhiges städtebauli-
ches Erscheinungsbild ermöglicht, das sich auch an den topographischen Gege-
benheiten orientiert. Um städtebauliche Akzente zu setzen, wurde an manchen 
Stellen die Möglichkeit offen gelassen, entweder eine hangparallele oder gegen 
den Hang gerichtete Firstrichtung zu wählen.  
 
Darüber hinaus ist die Stellung der baulichen Anlagen maßgeblich für die Möglich-
keit des Einsatzes von Solartechnik. Im Bebauungsplan ist berücksichtigt, dass 
generell eine Dachfläche bzw. Fassadenseite, Richtung Süden zeigt (Abweichun-
gen bis ca. 30° sind dabei vernachlässigbar, siehe Begründung Kapitel 4) und da-
mit passive (Photovoltaik-Module, Solarzellen) und aktive Solarnutzung möglich 
wird. Bei der Verwendung von Pultdächern ist die Möglichkeit der Firstdrehung in 
Nord-Süd Richtung (senkrecht zur Hangneigung)nicht zugelassen, da sonst tal-
seits zu hohe Gebäudehöhen entstehen würden. Um eine ruhige, an die Topogra-
phie angepasste Dachlandschaft zu erzielen, sind die Hochpunkte des geneigten 
Daches bei Pultdächern generell auf der Nordseite anzuordnen, was eine hangpa-
rallele Firstrichtung in Ost-West Richtung erfordert. 

A6 Offene Stellplätze, überdachte Stellplätze (Carports) und Ga-
ragen 

Die vorliegende Festsetzung wurde getroffen, um die Stellplatzversorgung auf den 
jeweiligen Privatgrundstücken zu organisieren. Im öffentlichen Straßenraum ist nur 
eine begrenzte Anzahl von Stellplätzen möglich, die Straßenbreiten wurden zudem 
so gewählt, dass außerhalb der vorgesehenen Standorte keine weiteren Stellflä-
chen ermöglicht werden können. Durch die bandartige Struktur der überbaubaren 
Grundstücksflächen ist auf den Grundstücken ein ausreichender Spielraum bezüg-
lich der Lage und Ausformung der Garagen bzw. Carports gegeben. Nur an ein 
paar wenigen Stellen werden aufgrund der vorgeschlagenen Grundstücksgrenzen 
zusätzliche Flächen gekennzeichnet, auf denen Garagen oder Carports errichtet 
werden dürfen.  
 
Durch die Festsetzung eines einzuhaltenden Abstandes von Garagen und Car-
ports von der Straßenbegrenzungslinie bei den bergseitigen Grundstücken wird 
verhindert, dass diese zu nahe an die Straße gestellt werden und damit den Stra-
ßenraum in seinem Erscheinungsbild negativ beeinflussen. Bei den talseitigen 
Grundstücken ist diese Festsetzung nicht möglich, da sonst die Gefahr besteht, 
dass die Abstandsvorschriften der LBO nicht eingehalten werden können.  
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Stellplätze sind auf dem gesamten Grundstück zulässig. Damit werden lange Er-
schließungswege und demzufolge eine übermäßig hohe Versiegelung der privaten 
Grundstücksfläche verhindert.  
 
Die Unzulässigkeit von Stellplätzen in den Pflanzzwangflächen ist damit begrün-
det, dass die durch die Pflanzzwangflächen festgesetzte Begrünung und insbe-
sondere Randeingrünung des Gebietes nicht unterbrochen werden soll.  

A7 Nebenanlagen 

Um die Versiegelung auch durch Nebenanlagen nicht übermäßig zu erhöhen, 
wurde die Anzahl und Größe der möglichen Nebenanlagen beschränkt. Dies hat 
aber nicht nur ökologische Gründe, auch gestalterisch soll ein Übermaß an Be-
bauung auf dem Grundstück verhindert werden, um eine räumliche Enge auf den 
Grundstücken zu vermeiden und ein städtebaulich ruhiges Erscheinungsbild zu er-
zielen. Gleichzeitig wird mit der Festsetzung dem Wunsch der Eigentümer Rech-
nung getragen, wenigstens eine Nebenanlage in Form eines Gebäudes auf ihrem 
Grundstück unterzubringen. 
Die Unzulässigkeit von Nebenanlagen in den Pflanzzwangflächen soll die durch-
gehende Begrünung dieses Bereiches und damit auch die Gestaltung des Orts-
randes sicherstellen.  

A8 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Diese Festsetzung wurde notwendig, um die gestalterische Qualität des Gebiets 
und den Charakter als Einfamilienhausgebiet zu sichern sowie um Nutzungskon-
flikte, die insbesondere durch den Stellplatzbedarf entstehen, zu vermeiden. Im öf-
fentlichen Straßenraum ist nur eine begrenzte Anzahl von öffentlichen Stellplätzen 
möglich, so dass die Parkierung auf dem privaten Grundstück sicherzustellen ist. 
In Ergänzung zu dieser Festsetzung wurde auch die Anzahl der notwendigen 
Stellplätze, die bei der Errichtung der Gebäude je Wohnung herzustellen sind, er-
höht. 
 

A9 Flächen für die Abwasserbeseitigung 

Diese Festsetzung dient der Sicherung einer funktionierenden Oberflächenent-
wässerung im Baugebiet und soll im Falle von Störfällen oder Wartungsarbeiten 
die Zugänglichkeit zu den technischen Anlagen sicherstellen. 
 

A10 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

A10.1 Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser 

Das Wassergesetz Baden-Württemberg beinhaltet die Forderung, dass in geeigne-
ten Fällen das Niederschlagswasser am Ort des Entstehens zu versickern ist, oder 
wenn dies nicht möglich ist, in ein ortsnahes Gewässer eingeleitet wird. Im vorlie-
genden Fall ist eine Versickerung nur eingeschränkt möglich. Um den Regenab-
fluss zu drosseln und einen Teil des Regenwassers vor Ort als Brauchwasser, z.B. 
für die Gartenbewässerung, verwenden zu können, wird der Einsatz von Zisternen 
vorgeschrieben.  
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A10.2 Oberflächenbelag Erschließungswege/Stellplätze 

Auch wenn eine Versickerung gemäß Bodengutachten nur geringfügig möglich ist, 
wurde diese Festsetzung getroffen. Das anfallende Regenwasser kann hier direkt 
versickert werden und zur Grundwasserneubildung beitragen. Gleichzeitig wird der 
Versiegelung der Grundstücksfläche entgegengewirkt, was neben der ökologi-
schen Zielsetzung auch dem Ortsbild zugute kommt.  
 
A10.3 Außenbeleuchtung 

Die Festsetzung dient dem Artenschutz und soll die Beeinträchtigung der Fauna 
im Umfeld des Plangebiets mindern. 
A10.4 Anlage eines naturnahen Wassergrabens 

Diese Festsetzung wurde getroffen um eine Übersiedlung der für die Entwicklung 
des Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling notwendigen Pflanzen und Ameisen 
sicher zu stellen.  
 

A11 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen und Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie von Gewässern 

A11.1 Pflanzbindung 

Ein neu gepflanzter Baum benötigt viele Jahre, um eine Krone zu entwickeln, die 
die angestrebten Funktionen Klimaregulierung, Staubbindung, Verringerung des 
Wasserabflusses und Lebensraum für Vögel und Insekten erfüllt. Die im zeichneri-
schen Teil gekennzeichneten Einzelbäume sollen zur Erfüllung dieser Aufgabe 
und aufgrund ihrer hohen ökologischen Wertigkeit geschützt und erhalten werden. 
Aber auch aus gestalterischen Gründen sollen diese Bäume erhalten werden. So 
prägen sie derzeit den Charakter des Gebietes. Dieser soll auch nach vollzogener 
Bebauung weiterhin spürbar sein.  
 
A11.2 Pflanzzwang 

Durch die festgesetzten Baumstandorte entlang der Erschließungsstraße wird zum 
einen der Erwärmung der Straßenflächen entgegengewirkt und damit das Klein-
klima verbessert. Die Bäume reduzieren zudem Lärmimmissionen und tragen zur 
Sauerstoffproduktion bei. Aber auch aus gestalterischen Gründen sind sie wichtig. 
Sie tragen zum positiven städtebaulichen Erscheinungsbild des neuen Wohnbau-
gebietes bei und dienen zur Auflockerung der Bebauung. Für die Bäume entlang 
der Seehausstraße und dem Tannweg wird die Festsetzung gegenüber den ande-
ren Straßenbäumen um den Zusatz einer möglichen Standortverschiebung um bis 
zu 4 m entlang der Straße ergänzt. Da zum Zeitpunkt der Bebauungsplanaufstel-
lung die Lage der Zufahrten auf die Grundstücke noch nicht bekannt ist, ist diese 
Festsetzung notwendig.  
Mit der Festsetzung der Randeingrünung nach Westen soll ein dichter Gehölzstrei-
fen zur Gestaltung des Ortsrands und optischen Einbindung der Bebauung entste-
hen. Mit der Anlage der Grünstrukturen entstehen darüber hinaus Schutz-, Nah-
rungs- und Nistmöglichkeiten für Vögel, Kleinsäuger und Insekten. 
Die Festsetzung zur Begrünung der privaten Grundstücksflächen dient der gestal-
terischen Qualität im Plangebiet und ökologischen Belangen. Neben einer Redu-
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zierung der Bodenversiegelung wird auch das Mikroklima im Wohngebiet durch die 
Bepflanzung günstig beeinflusst. Aufgrund der topographischen Situation hat die 
Festsetzung aber auch gestalterische Auswirkungen, da sie die Fernwirkung des 
Gebietes positiv beeinflusst.  
Begrünte Dächer speichern Niederschlagswasser, bringen einen Teil davon durch 
Verdunstung vorzeitig in den atmosphärischen Wasserkreislauf zurück und geben 
das Überflusswasser erst zeitverzögert in das Gewässer ab. Die Wärmespeiche-
rung der Vegetationsschicht verzögert Temperaturschwankungen. Es verhindert 
somit ein schnelles Aufheizen der Dachflächen am Tag und verringert die nächtli-
che Wärmeabstrahlung. Dachbegrünungen mit Pflanzgesellschaften, die weitge-
hend durch natürliche Sukzession bestimmt wurden, dienen als ökologische Tritt-
steine für diverse Insekten und Vogelarten. Des Weiteren fügen sich begrünte 
Baukörper besser in das Landschaftsbild ein und dienen somit der Gestaltung des 
Gebietes. 

A12 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 

Die eingetragenen Flächen für Leitungsrechte mit der Kennzeichnung A sichern 
die Ver- und Entsorgung des Plangebietes.  
 

A13 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 
zur Herstellung des Straßenkörpers 

Diese Festsetzung dient der Erschließungssicherung des Plangebietes und der 
Rechtssicherheit im Übergangsbereich zwischen privater Grundstücksfläche und 
öffentlicher Verkehrsfläche. Die durch diese Festsetzung entstehenden Beein-
trächtigungen der privaten Grundstücke sind geringfügig und daher zumutbar. 

A14 Versorgungsleitungen, Verteileranlagen 

Die Festsetzung dient zum einen der Sicherung der Versorgung des Plangebietes 
zum anderen wird das zukünftige Erscheinungsbild des Plangebietes berücksich-
tigt. 

A15 Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich 
von Eingriffen in Natur und Landschaft 

Um dem Kostenerstattungsanspruch der Gemeinde Wimsheim gemäß § 135 a-c 
BauGB gerecht zu werden, sind die Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe, die 
durch den Bebauungsplan in Natur und Landschaft zulässig werden, diesen zuzu-
ordnen. Hierzu dient diese Festsetzung. 

A16 Bedingte Festsetzung / Festsetzung bis zum Eintritt be-
stimmter Umstände 

Das Gebiet soll in zwei Bauabschnitten entwickelt werden. Da aber bis zur Reali-
sierung des zweiten Bauabschnittes das Ringsystem der Straßen nicht fertig ge-
stellt ist und keine entsprechend großen Wendeflächen für Kfz  vorgesehen sind, 
sind bezüglich der Entsorgung durch die Müllabfuhr besondere Vorkehrungen zu 
treffen. Daher wird im Anschluss an den ersten Bauabschnitt eine Wegeführung 
für die Ver- und Entsorgungsfahrzeuge erstellt, die es ihnen ermöglicht, das Gebiet 



Gemeinde Wimsheim BEGRÜNDUNG 
Bebauungsplan „Frischegrund“ 

 PROF.  DR.  ING.  GERD BALDAUF     FREIER  ARCHITEKT  BDA  UND  STADTPLANER  Seite 19  

in Schleifenform zu durchfahren. Die Flächen, die hierfür benötigt werden, sind im 
Planteil entsprechend gekennzeichnet (schraffierte Fläche, Verkehrsfläche / All-
gemeines Wohngebiet).  
 
Sobald der zweite Abschnitt realisiert wird, wird diese Fläche zurückgebaut und in 
Wohnbaufläche umgewandelt, da dann die Planstraßen A, B und C die Erschlie-
ßungsfunktion auch hinsichtlich der Ver- und Entsorgung übernehmen können.  
 
Der südliche Teil dieser Wegeverbindung wird dann der westlich benachbarten 
Versorgungsfläche (Regenwasserretention - RRB) zugeschlagen, auch diese Flä-
che ist im Planteil entsprechend gekennzeichnet (schraffierte Fläche, Verkehrsflä-
che / Versorgungsanlagen).  
 

11 Begründung zu den örtlichen Bauvorschriften 

B1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 

B1.1 Dachgestaltung 

Dachform / -neigung 
Wie bereits dargestellt, sind Dachform und Dachneigung maßgeblich an der Ener-
gieeffizienz eines Gebäudes beteiligt. Durch die Dachform und Dachneigung wer-
den der spezifische Wärmeverlust, die gegenseitige Verschattung der Gebäude 
und die Voraussetzungen zur Anbringung von Solaranlagen auf den Dachflächen 
bestimmt. Im Hinblick auf den spezifischen Wärmeverlust ist die Kompaktheit ei-
nes Gebäudes maßgeblich, wobei ein besonderer Augenmerk auf die im Dach-
raum mögliche erweiterte Wohnraumfläche zu richten ist, die hier einen wichtigen 
Einfluss auf die Gesamtbewertung des absoluten Energieverbrauchs hat. 
 
Neben der Energieeffizienz spielen aber auch städtebauliche Gesichtspunkte, so-
wie die Ausnutzbarkeit der Gebäudehülle eine wichtige Rolle. Satteldächer 
schneiden zusammen mit dem hier jedoch aus städtebaulichen Gründen nicht er-
wünschten Flachdach für aktive und passive Sonnenenergienutzung als auch be-
zogen auf den spezifischen Wärmeverlust am Günstigsten ab. Daher werden im 
Plangebiet sowohl Satteldächer mit einer Dachneigung von 30° - 40° zuzulassen, 
als auch aus gestalterischen Gründen Pultdächer mit einer Dachneigung von 10° 
bis maximal 30°. 
 
Die Festsetzungen dienen der Wahrung und behutsamen Fortentwicklung des 
Ortsbildes. Die Parameter wurden aus der umgebenden bestehenden Bebauung 
abgeleitet sowie dem Wunsch der Gemeinde, mit dem Pultdach auch ein etwas 
moderneres Erscheinungsbild von Gebäuden innerhalb des Planbereiches zuzu-
lassen, angepasst. 
 
Die Ausnahmemöglichkeiten für Satteldächer (Krüppelwalmdach) und untergeor-
nete Dächer, bzw. Dächer von Nebenanlagen sollen dem Bauherrn dabei einen 
individuellen Gestaltungsspielraum, ohne Beeinträchtigung der übergeordneten 
gestalterischen Prinzipien, ermöglichen 
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Je nach Dachform wurden unterschiedliche Dachneigungsbereiche festgesetzt. 
Diese Festsetzung wurde aus gestalterischen Gründen getroffen, aber auch, um 
eine effiziente Ausnutzbarkeit der jeweiligen Gebäudehülle zu garantieren.  
 
Aus städtebaulichen Gründen, nämlich um eine einheitliche Lage der Hochpunkte 
des geneigten Daches und damit eine ruhige Dachlandschaft zu erzielen, wird im 
Bebauungsplan für Pultdächer festgesetzt, dass der Hochpunkt des geneigten Da-
ches (First) auf der Nordseite des Gebäudes angeordnet werden muss. Auch auf-
grund der Topographie ist die Neigung der Pultdächer in diese Richtung zu befür-
worten. Da sonst die zum Tal gerichtete Wandhöhe zu hoch wirken würde. 
 
An einigen Stellen im Plangebiet ist die Firstrichtung variabel, entweder in Nord-
Süd Richtung oder in West-Ost Richtung, festgesetzt. Diese Festsetzung gilt je-
doch nur für Gebäude mit Satteldächern. Pultdächer müssen auch weiterhin ihren 
Hochpunkt im Norden des Gebäudes angeordnet bekommen.  
 
Dachdeckung 
Die Festsetzungen zur Farbgebung und zu den Dachaufbauten und Dachein-
schnitten, die wenn überhaupt nur geringe Auswirkungen auf die Energieeffizienz 
eines Gebäudes ausüben, orientiert sich an der Umgebungsbebauung. Sie dienen 
der einheitlichen Gestaltung des Plangebietes und ermöglicht eine harmonische 
und an den Bestand angepasste Weiterentwicklung des Ortsrandes.  
 
Dachaufbauten und Dacheinschnitte 
Die Festsetzung zu den Dachaufbauten und Dacheinschnitten wurde gemäß den 
örtlich üblichen Bestimmungen getroffen. Durch die Festsetzung wird ein zurück-
haltender Umgang mit Dachaufbauten und Dacheinschnitten bezweckt, gleichzei-
tig aber der Ausbau des Dachgeschosses ermöglicht. 
 

B1.2 Fassadengestaltung / Materialien 

Auch die Festsetzungen zur Fassadengestaltung dienen dem einheitlichen Ge-
samterscheinungsbild und orientieren sich an der bestehenden Bebauung. Gerade 
im Bereich des Ortsrandes ist eine Einschränkung der Materialwahl zu empfehlen, 
da die Gebäude, insbesondere bei fehlendem Bewuchs, von weither einsehbar 
sind und damit das Gesamterscheinungsbild eines Ortes deutlich prägen.  
 
Der Einsatz von Solartechnik soll jedoch unterstützt werden, diesbezügliche Anla-
gen sind daher neben den für Wimsheim üblicherweise verwendeten Materialien 
ebenfalls zulässig.  

B2 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbe-
bauten Flächen, Gestaltung und Höhe von Einfriedigungen 

B2.1 Einfriedigungen 

Die Festsetzung trägt zu einem optisch offenen und lebendigen Straßenraum bei. 
Bei der festgesetzten Höhe der Einfriedigungen ist zum einen der Schutz des Pri-
vatraums gegeben, andererseits findet ein optischer Austausch zwischen privatem 
und öffentlichen Raum statt, der eine gewisse Sicherheit garantiert und die Auf-
enthaltsqualität im Straßenraum erhöht. Zudem orientieren sich die Angaben an in 
der Gemeinde Wimsheim üblichen Vorschriften.  
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B2.2 Stützmauern 

Die Festsetzung wurde zur Vermeidung stark abweichender Geländeveränderun-
gen von der vorhandenen Morphologie und zum Schutz der nachbarschaftlichen 
Belange getroffen.  

B3 Niederspannungsfreileitungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll durch das Verbot von Niederspan-
nungsfreileitungen eine größtmögliche Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität si-
chergestellt werden. Eine oberirdische Führung von Leitungen würde die gestalte-
rische Qualität des Gebietes erheblich beeinträchtigen und somit dem Planungs-
ziel einer hochwertigen Wohnnutzung widersprechen.  
 
Innerhalb des Planungsgebietes fallen ohnehin verschieden Tiefbauarbeiten an, so 
dass die unterirdische Verlegung der Leitungen in Abstimmung mit den anderen 
Versorgungsträgern und dem Straßenbau durchgeführt werden kann. Durch diese 
Koordination können auch die Mehrkosten für eine unterirdische Verlegung der Te-
lekommunikationsleitungen auf ein Minimum begrenzt werden.  
 
 

B4 Stellplatzverpflichtung 

Die aus gestalterischen und Wirtschaftlichkeitsgründen minimierte öffentliche Ver-
kehrsfläche bietet nur bedingt Möglichkeiten zur Anordnung öffentlicher Stellplätze. 
Da im Plangebiet gem. der allgemein gesellschaftlichen Entwicklung zu erwarten 
ist, dass je Haushalt in der Regel mehr als ein Kraftfahrzeug vorhanden ist, wurde 
aus verkehrlichen und städtebaulichen Gründen abweichend von § 37 Abs. 1 LBO 
die Stellplatzverpflichtung auf 1,5 bzw. 2 Stellplätze je Wohnung erhöht. Die ge-
ordnete Unterbringung der Fahrzeuge innerhalb des Geltungsbereichs wird somit 
gewährleistet und eine Belastung des bestehenden umgebenden Straßenraumes 
ausgeschlossen.  

B5 Aufschüttungen und Abgrabungen 

Diese Festsetzung wurde zur Vermeidung stark abweichender Geländeverände-
rungen von der vorhandenen Morphologie getroffen.  

B6 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von 
Niederschlagswasser 

Nachdem unter Ziffer A10.1. der planungsrechtlichen Festsetzungen  bestimmt 
wird,  dass auf den privaten Grundstücksflächen Zisternen einzusetzen sind um 
die einwandfreie Entwässerung des Gebietes sicher zu stellen, wird mit dieser 
Festsetzung das einzuhaltende Volumen näher bestimmt.  
(vgl. Kap. 6, Ver- und Entsorgung, Erschließung) 
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12 Flächenbilanz 

Die geplanten Flächen innerhalb des 8,04 ha großen Plangebietes verteilen sich 
folgendermaßen: 
 
 
Wohnbauflächen gesamt (im Endausbau): ca. 58.985 m²   
    davon Wohnbaufläche, 1. Bauabschnitt:  ca. 34.236 m² 
               Wohnbaufläche, 2. Bauabschnitt: ca. 24.749 m² 
 
 
Verkehrsflächen:  
     Tannweg Straßenfläche ca. 3.355 m² 
     Seehausstraße Straßenfläche ca. 2.316 m² 
     Verkehrsgrünflächen ca. 1.089 m² 
 
     vorübergehende Verkehrsfläche (später WA) ca. 677 m² 
     vorübergehende Verkehrsfläche (später Vers.) ca. 60 m² 

 
     öff. Parkierungsfläche (auf RRB) ca. 166 m² 
 
     Fußwegeflächen gesamt (im Endausbau) ca. 625 m² 
         davon 1. BA ca.  520 m² 
                    2. BA ca.  105 m² 
 
     Planstraßen innerhalb des Gebietes gesamt ca. 8.673 m² 
     (im Endausbau)  
 
         davon 1. BA ca.  5.255 m² 
                    2. BA ca.  3.418 m² 
 
Versorgungsfläche gesamt (im Endausbau): ca. 195 m² 
         davon 1. BA ca.  76 m² 
                    2. BA ca.  119 m² 

 
Öffentliche Grünfläche: ca. 480 m² 
         davon 1. BA ca.  300 m² 
                    2. BA ca.  180 m² 

13 Auswirkungen des Bebauungsplans / Bodenord-
nung / Folgeverfahren 

Durch die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen können neue Wohnge-
bäude errichtet und der Siedlungsdruck, der auf der Gemeinde Wimsheim liegt, 
verringert werden. 
 
Die überplanten Flurstücke befinden sich größtenteils im Privatbesitz. Es besteht 
daher ein Umlegungsbedarf. Die Grundstücke werden, gemäß dem Bebauungs-
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plan, in für ihre Zwecke entsprechende Größen aufgeteilt und der Gesamtbereich 
neu geordnet.  
Die Baulandumlegung erfolgt parallel zum Bauleitplanverfahren. 

14 Zusammenfassende Erklärung 

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem Bebauungsplan eine Zusammenfas-
sende Erklärung beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
Wimsheim, den 15.03.2011 
 
 
 
 
 
………………………………  
 
Mario Weisbrich  
Bürgermeister  
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